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A.1 Grundlagen

Gemäß § 7 des Gesetzes zur Einsetzung eines 
Natio nalen Normenkontrollrates (NKRG)1 vom 
14. August 2006 erstattet die Bundesregierung 
dem Bundestag jährlich einen Bericht über

1. die Erfahrungen mit der angewandten Methodik 
zur standardisierten Bürokratiekostenmessung 
(Standardkosten-Modell, SKM),

2. den Stand des Bürokratiekostenabbaus in den 
einzelnen Ministerien und die aktuelle Prog nose, 
ob die von der Bundesregierung in einem Beschluss 
festgelegten Ziele der Bürokratiekos tenmessung 
innerhalb des angegebenen Zeitraums erreicht 
werden.

Grundlagen für die Einführung des so genannten 
Standardkosten-Modells (SKM) in Deutschland sind 
der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD vom 
11. November 2005 „Gemeinsam für Deutschland. Mit 
Mut und Menschlichkeit“2 sowie das vom Bundeska-
binett am 25. April 2006 beschlossene „Programm 
Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung“ 3.

Ausgehend von den Erfahrungen mit zahlreichen 
früheren Initiativen für den Abbau von Bürokratie 
im In- und Ausland dokumentiert der Koalitionsver-
trag den politischen Willen, den Bürokratieabbau 
des Bundes voranzubringen. Grundlage hierfür sind 
das in mehreren europäischen Ländern angewandte 
Standardkosten-Modell und die Festlegung eines kon-
kreten Ziels zur Rückführung der Bürokratiekosten.

Ergänzend sieht der Koalitionsvertrag die Begleitung 
des SKM-Prozesses durch ein unabhängiges Gremium 
von Fachleuten (Normenkontrollrat) sowie Sofortmaß-
nahmen zur Entlastung von Unternehmen von beson-
ders wachstumshemmenden Überregulierungen 
(„Small Companies Act“/Mittelstand-Entlastungs-

1 BGBl I S. 1866 vom 17. August 2006.
2 Auszug siehe Anhang 1 (Seite 79).
3 Siehe Anhang 2 (Seite 81).

Gesetz) vor. Wesentliche Eckpunkte der Gesamtkon-
zeption sind:

• regelmäßige Einbeziehung eines durch Gesetz 
einzurichtenden Normenkontrollrats als unabhän-
giges Kontroll- und Beratungsgremium, 

• Einführung eines Verfahrens zur Identifi -
zierung und Messung bestimmter Bürokra-
tiekosten auf Grundlage des sogenannten 
Standardkosten-Modells, 

• Einrichtung der Funktion einer Koordinatorin der 
Bundesregierung für Bürokratieabbau und bessere 
Rechtsetzung und

• Verabschiedung eines Mittelstand-Entlastungs-
Gesetzes als erster Schritt, im Koalitionsvertrag 
vom 11. November 2005 als „Small Companies Act“ 
bezeichnet.

Der vorliegende Bericht gemäß § 7 NKRG umfasst 
den Zeitraum seit Beginn der laufenden 16. Legislatur  -
periode. 

Über die Berichterstattung zum SKM hinaus führt 
dieser Bericht weitere Maßnahmen zum Bürokratie-
abbau auf.

A.2 Das 
Standardkosten-Modell

A.2.1 Methode

Mit der Einführung des international angewandten 
Standardkosten-Modells (SKM) wird der Bürokratie-
abbau auf Bundesebene erstmals durch ein systemati-
sches, einheitlich anzuwendendes Verfahren unter-
stützt. Während bislang Erfolge oder auch Misserfolge 
von Initiativen zum Bürokratieabbau hauptsächlich 
von subjektiven Wahrnehmungen und Wertungen 
abhingen, erlaubt das Standardkosten-Modell eine 
monetäre Bewertung beobachtbarer Fakten anhand 
einheitlicher Standards. Dabei wird die Erforderlich-

A Einleitung
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Die Formel hierfür lautet: 
Preis der einmaligen Erfüllung einer Informations-
pfl icht mal Anzahl der Fälle ist gleich Summe der 
Bürokratiekosten (siehe Beispiel).

Mit dem SKM werden zum Beispiel die Kosten für das 
Ausfüllen einer Steuererklärung oder den Nachweis 
über den Einbau eines Schadstofffi lters erfasst, nicht 
aber die zu zahlenden Steuern oder die Kosten für den 
Einbau des Filters selbst. Sinn und Zweck einer Vor-
schrift und damit der materielle Regelungswille des 
Gesetzgebers sind nicht Gegenstand der Betrachtung 
nach dem SKM. Die Diskussion über Vereinfachungs-
möglichkeiten soll von einer Debatte über Inhalte 
oder Standards getrennt werden. Die Politik wird 
künftig wissen oder zeitnah ermitteln können, welche 
Bürokratiekosten durch bestehende und neue Infor-
mationspfl ichten verursacht werden. Dies ist eine bis-
her nicht zur Verfügung stehende Information bei der 
Bewertung der Notwendigkeit und Ausgestaltung von 
Informationspfl ichten sowohl im bestehenden Recht 
als auch bei geplanten neuen Regelungsvorhaben. 

Staatliche Reglementierung ist für das Zusammen-
leben in einem Gemeinwesen unverzichtbar. Zu den 
für ihre konkrete Umsetzung erforderlichen Informa-
tionspfl ichten gibt es jedoch eventuell Alternativen, 
die bei gleichem Regelungsgehalt geringere büro-
kratische Lasten verursachen. Das SKM hilft, diese 
Potenziale zu identifi zieren und zu beziffern. Dies 
gilt auch im Falle von Regelungen, die sich materiell-
rechtlich einer unmittelbaren Einfl ussnahme durch 
den Bund entziehen, wie zum Beispiel im Falle von 

keit eines angemessenen Regelwerks als Basis eines 
effi zienten und rechtsstaatlichen Gemeinwesens 
nicht infrage gestellt. Die durch bestimmte, objek-
tiv beobachtbare Teile von rechtlichen Regelungen 
verursachten Bürokratiekosten, mithin auch eine 
Entlastung von ihnen, können anhand dieser Methode 
pragmatisch ermittelt und sichtbar gemacht werden. 
Damit ergibt sich für die Bundesregierung nun auch 
die Möglichkeit, quantitative Ziele zu formulieren, 
ihren Erreichungsgrad regelmäßig festzustellen und 
nachvollziehbar darzustellen.

Ansatzpunkt des in den Niederlanden entwickelten 
Modells ist die systematische Schätzung der konkreten 
Bürokratiekosten, die den einzelnen Betroffenen 
durch die Erfüllung staatlich auferlegter Informati-
onspfl ichten entstehen. Informationspfl ichten sind 
aufgrund von Gesetz, Rechtsverordnung, Satzung 
oder Verwaltungsvorschrift bestehende Verpfl ich-
tungen, Daten und sonstige Informationen für 
Behörden oder Dritte zu beschaffen, verfügbar zu 
halten oder zu ermitteln (zum Beispiel aufgrund von 
Antrags-, Melde-, Berichts- oder Statistikpfl ichten4). 
Mithilfe des Modells werden Verfahrensschritte der 
Norm adressaten bei der Erfüllung von Informations-
pfl ichten anhand von Standardaktivitäten beschrie-
ben. Es wird der für die Erfüllung erforderliche 
Zeitaufwand ermittelt und über Zuordnung weiterer 
Parameter (Anzahl der Betroffenen, Häufi gkeit der 
Erfüllung und Tarif) die Kostenbelastung beziffert. 

4  Vgl. § 2 Absatz 1 Satz 2 NKRG sowie Methodenhandbuch der 
Bundesregierung, S. 7 ff.

Beispiel für den Normadressaten Wirtschaft:

Preis 
(Tarif x Zeit)

Anzahl der Fälle 
(Betroffene x Häufi gkeit)

Aufwand pro Jahr
(Kosten)x =

20,– Euro/h   x   15 Min.
=  5,– Euro

100.000   x   2
=  200.000

1 Mio. Eurox =

Erläuterung zum Beispiel (hier: Ausfüllen eines Antragformulars)

Tarif  = Bruttostundenlohn der Bearbeitung (zum Beispiel 20,– Euro/h)

Zeit  = Dauer der Tätigkeit (zum Beispiel 15 Minuten)

Anzahl  = wie viele Unternehmen führen diese Tätigkeit jährlich aus (zum Beispiel 100.000)

Häufi gkeit = wie oft im Jahr wird die Tätigkeit ausgeführt (zum Beispiel zweimal)
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EU- oder internationalem Recht. Die Anwendung des 
SKM als Teil der Gesetzesfolgenabschätzung ist mit der 
Anpassung der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien (GGO)5 seit dem 1. Dezember 2006 
verbindlich. 

A.2.2 Zwischenergebnis der 
Bestandsmessung

Nach Prüfung und Erfassung des zum Stichtag 30. Sep-
tember 2006 geltenden Normenbestands durch die 
Bundesregierung hat das Statistische Bundesamt im 
Januar 2007 mit der Zeitaufwandsermittlung der rund 
10.900 identifi zierten Informationspfl ichten für die 
Wirtschaft begonnen. Das Statistische Bundesamt 
hat sich in den bislang durchgeführten Messungen 
zunächst auf diejenigen Informationspfl ichten – vor-
wiegend aus Bundesrecht – konzentriert, von denen 
angenommen wird, dass sie hohe Bürokratiekosten 
verursachen. Damit ist gewährleistet, dass bei den kos-
tenträchtigen Informationspfl ichten bereits frühzeitig 
Vereinfachungsmaßnahmen geprüft und gegebenen-
falls auf den Weg gebracht werden können. 

Mit Stand vom 30. September 2007 wurde der Zeit-
aufwand für über 3.200 der rund 7.600 in diesem Jahr 
zur Messung anstehenden Informationspfl ichten 
ermittelt. Für 2.100 Informationspfl ichten sind die 
Bürokratiekosten berechnet worden. Daraus ergibt 
sich als Zwischenstand eine Belastung der deutschen 
Wirtschaft mit Kosten aus Informationspfl ichten in 
Höhe von rund 27 Milliarden Euro.

Ein derzeit noch nicht genau bezifferbarer Teil der 
Gesamtbelastung geht auf den Einfl uss internationa-
ler Regelungen, insbesondere des EU-Rechts, zurück. 
Der bisher ermittelte Zwischenstand trifft hier noch 
keine Unterscheidung. 

A.2.3 Europäische Initiative 
zum Bürokratieabbau

Die Bundesregierung setzt sich mit Nachdruck für die 
Ermittlung und den Abbau von Bürokratiekosten auf 
europäischer Ebene ein. Ein eindeutiges Bekenntnis 
der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union zum 
Bürokratiekostenabbau erreichte die Bundesregie-
rung während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
auf dem EU-Frühjahrsgipfel im März 2007. Gemein-
sam wurde ein Aktionsprogramm der EU-Kommis-
sion zur Verringerung der Verwaltungslasten in der 
Europäischen Union auf den Weg gebracht. Danach 
soll der durch EU-Rechtsvorschriften verursachte 
Verwaltungsaufwand bis zum Jahr 2012 um 25 Pro-
zent verringert werden. 

5 Siehe www.bmi.bund.de.

Der Europäische Rat hat darüber hinaus den Mitglieds-
staaten empfohlen, sich im Rahmen ihrer Zuständig-
keiten bis 2008 ähnlich ehrgeizige nationale Ziele zu 
setzen. Ein erstes Maßnahmenpaket wurde verabschie-
det, das eine rasche Entlastung von 1,3 Milliarden 
Euro für die Wirtschaft bringen soll. Insgesamt sieht 
das Aktionsprogramm ein Entlastungspotenzial für 
die europäische Wirtschaft von 300 Milliarden Euro 
bis zum Jahr 2012 vor. Im Gegensatz zum Vorgehen 
der Bundesregierung beabsichtigt die EU-Kommission 
keine vollständige Bestandsmessung. Sie konzentriert 
sich zunächst auf die Bürokratiekostenermittlung in 
ausgewählten Bereichen und Sektoren (unter ande-
rem im Gesellschaftsrecht, Arbeitsschutz, Steuerrecht, 
in der Landwirtschaft und im Statistikwesen). Der 
Messprozess wird durch externe Berater durchge-
führt. Er ist eingeleitet und soll bis 2009 abgeschlos-
sen sein. Die Mitgliedsstaaten sind eng in das Verfah-
ren eingebunden.

A.2.4 Normenkontrollrat

Zur Unterstützung der Bundesregierung bei ihrer 
Aufgabe, die durch Normsetzung des Bundes verur-
sachten Bürokratiekosten durch Anwendung, Beob-
achtung und Fortentwicklung einer standardisierten 
Bürokratiekostenmessung zu reduzieren, wurde am 
19. September 2006 auf gesetzlicher Grundlage der 
Nationale Normenkontrollrat (NKR) eingesetzt. Der 
NKR prüft neue Regelungsvorhaben der Bundesregie-
rung auf Einhaltung der Grundsätze einer standardi-
sierten Bürokratiekostenmessung, auf Plausibilität der 
vorgenommenen Schätzungen bürokratischer Be- und 
Entlastungen in Bezug auf Informationspfl ichten und 
auf mögliche effi zientere Regelungsalternativen. Mit 
der Anpassung der GGO vom 1. Dezember 2006 ist 
die hierfür erforderliche Einbindung des NKR in das 
Rechtsetzungsverfahren verbindlich. 

Der NKR begleitet darüber hinaus den gesamten 
Prozess der Bestandsmessung und wird in allen 
wesentlichen Fragen der methodischen Fortentwick-
lung in den Entscheidungsprozess einbezogen.

Einzelheiten zur Zusammensetzung und Organisation 
sowie zur Arbeit des NKR enthält der am 19. Septem-
ber 2007 veröffentlichte Jahresbericht 2007 des Natio-
nalen Normenkontrollrates6 .

6 Siehe www.normenkontrollrat.bund.de.
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Überblick zur Einführung des Standardkosten-Modells auf Bundesebene

25. April 2006  Kabinettbeschluss zum Regierungsprogramm „Bürokratieabbau und bessere
    Rechtsetzung“

17. August 2006  Veröffentlichung des SKM-Methodenhandbuchs der Bundesregierung

Juli–Dezember 2006 Identifi zierung von Informationspfl ichten (IP) der Wirtschaft aus Bundes- und 
    EU-Recht (rund 10.900 IP)

19. September 2006 Konstituierung des NKR

1. Dezember 2006 Neufassung der GGO; bei Regelungsvorhaben verbindliche Anwendung des SKM 
    sowie Einbeziehung des NKR

1. Januar 2007  Beginn der Bestandsmessung für Informationspfl ichten der Wirtschaft

28. Februar 2007  Kabinettbeschluss zum Abbauziel

8. Oktober 2007   Beschluss EU-Staatssekretäre zur Einbindung des NKR in die Bürokratiekosten-
abschätzung auf EU-Ebene
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Das Schaubild (Abbildung 1) verdeutlicht die Organisa-
tion und das Zusammenwirken der am SKM-Verfahren 
Beteiligten. 

B  Organisation und Zusammen-
wirken der beteiligten Ebenen

Abbildung 1: Organisation und Zusammenwirken der beteiligten Ebenen
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B.1 Organisation

Die Steuerung des Gesamtprozesses zur Einführung 
und Umsetzung eines Bürokratiekostenmessverfah-
rens auf der Grundlage des SKM obliegt der Koordi-
natorin/dem Koordinator der Bundesregierung für 
Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung sowie 
dem Staatssekretärausschuss Bürokratieabbau. Als 
Koordinatorin wurde Staatsministerin Hildegard 
Müller, MdB, benannt; seit Oktober 2006 wird diese 
Funktion vertretungsweise durch Staatssekretär Dr. 
Hans Bernhard Beus wahrgenommen. Dem Staats-
sekretärausschuss gehören die für Bürokratieabbau 
zuständigen beamteten Staatssekretäre der Ressorts 
an. 

Zu den Aufgaben der Koordinatorin/des Koordina-
tors und des Staatssekretärausschusses gehören 
ins besondere

die Umsetzung und Koordinierung des Programms 
für Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung, 

die Beschlussfassung über eine einheitliche und 
verbindliche Methodik für die Erhebungen nach 
dem SKM, 

die Festlegung von quantitativen 
Bürokratieabbauzielen, 

die Steuerung, Überprüfung und Fortschreibung 
der Methodik sowie 

die Vermittlung in Streitfällen zwischen den 
Bundesministerien und dem NKR.

Die beim Bundeskanzleramt angesiedelte Geschäfts-
stelle Bürokratieabbau dient als Bindeglied im Verhält-
nis zur Koordinatorin/zum Koordinator, zum Staats-
sekretärausschuss Bürokratieabbau, zum NKR und zu 
den Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartnern 
für SKM und Bürokratieabbau in den Ressorts. Hier-
durch wird ein einheitliches Vorgehen sichergestellt. 

In methodischen Fragen, wie der Entwicklung, Fort-
schrei  bung und Durchführung des SKM, wird das 
Statis tische Bundesamt eng eingebunden. Das Statisti-
sche Bundesamt ist insbesondere auch für die Durch-
führung der Zeitaufwandsermittlungen in Koopera-
tion mit betroffenen Unternehmen und Verbänden 
sowie für den Aufbau und die Pfl ege der Datenbanken 
zuständig. 

•

•

•

•

•

B.2 Zusammen arbeit 
mit Verbänden, 
Sozial partnern und 
For schungs einrichtungen

Wesentliche Erfolgsfaktoren für das Regierungspro-
gramm Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung 
sind eine möglichst weitgehende Transparenz über 
die Verfahrensschritte der SKM-Bestandsmessung 
sowie eine intensive Beteiligung der Betroffenen bei 
der Feststellung von Bürokratiekosten durch Informa-
tionspfl ichten und bei der Entwicklung von Vereinfa-
chungsmöglichkeiten. Mit Verbänden, Sozialpartnern 
und Wirtschafts forschungsinstituten fi ndet ein 
ständiger Erfahrungsaustausch statt. 

Die Wirtschaftsverbände haben die SKM-Bestands-
messung unter anderem durch die Benennung von 
über 1.200 Unternehmen für die Zeitaufwandser-
mittlungen, durch die ergänzende Recherche von 
Fallzahlen für die Berechnung von Bürokratiekosten 
sowie durch die Benennung von Experten für rund 
70 Expertenpanels und über 800 Expertengespräche 
unterstützt.

Transparenz und frühzeitige Einbindung sind auch aus 
einem anderen Blickwinkel heraus für Unternehmen 
und Verbände von Interesse. Denn die Wirtschaft ist 
nicht nur durch Informationspfl ichten belastet, sondern 
kann auch auf bestimmte staatlich erhobene Informa-
tionen und Datenreihen – etwa aus einer amtlichen 
Statistik – für konkrete Geschäftsprozesse angewiesen 
sein. Wie sich im Verlauf der Messung herausgestellt 
hat, würden die Unternehmen eine Reihe bürokra-
tischer Tätigkeiten auch ohne staatliche Verpfl ichtung 
durchführen (so genannte Sowieso-Kosten).

Eine eigens entwickelte Nutzerdatenbank ermöglicht 
interessierten Verbänden, ergänzende Daten (zum 
Beispiel fehlende Mengenangaben zu einzelnen 
Informationspfl ichten sowie Vorschläge für Verein-
fachungsmöglichkeiten) über vordefi nierte Eingabe-
felder zu erfassen und dem Statistischen Bundesamt 
zu übermitteln. Damit wird der gesamte Prozess 
nachvollziehbar dokumentiert.
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B.3 Zusammenarbeit mit 
Ländern und Kommunen

Pilotprojekte1 in einigen Bundesländern haben belegt, 
dass das SKM auch im föderalen System der Bundes-
republik Deutschland ein geeignetes Instrument zur 
Ermittlung von Bürokratiekosten darstellt. Der Bund 
hat daher zeitnah mit der Einführung des SKM auf 
Bundesebene einen Informations- und Erfahrungs-
austausch mit den Ländern und dem Statistischen 
Bundesamt ins Leben gerufen, in den auch die kom-
munalen Spitzenverbände einbezogen sind.

Fragen der Kooperation zwischen Bund und Ländern 
wurden in mehreren Gesprächsrunden erörtert. Es 
ist vorgesehen, diese Gespräche fortzusetzen und bei 
Bedarf zu intensivieren. Dies gilt zum Beispiel kurz-
fristig für Länderaktivitäten, die auf Messergebnisse 
des Statistischen Bundesamts aufbauen, sowie mittel- 
bis langfristig für die Identifi zierung und Umsetzung 
von Vereinfachungspotenzialen. Die Notwendigkeit 
gemeinsamer Anstrengungen insbesondere im Falle 
von Bürokratiekosten, die aus dem Zusammenspiel 
von Bundes- und Landesrecht resultieren, haben Bund 
und Länder in einem gemeinsamen Beschluss vom 
10. Mai 2007 ausdrücklich betont.

1 Zum Beispiel Bürokratiekostenmessung der 
Landesbauordnungen in sechs Ländern, „Quick Scan“ des 
Landesrechts in Brandenburg.
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C Ermittlung der 
Bürokratie kosten nach dem 
Standardkosten-Modell

C.1 Bestandsmessung

Im Rahmen der Bestandsmessung hat sich die Bun-
desregierung zunächst auf die bundesrechtlichen 
Informationspfl ichten der Wirtschaft konzentriert, 
da in diesem Bereich erzielte Kostenentlastungen 
un mittelbar in Investitionen für mehr Wachstum 
und Beschäftigung fl ießen können. Die Betrachtung 
der Bürokratiekosten aus Informationspfl ichten der 
Bürgerinnen und Bürger sowie der Verwaltung wird 
in weiteren Schritten erfolgen.

C.1.1 Vorbereitende Maßnahmen

C.1.1.1 Methodik

Das Methodenhandbuch1 der Bundesregierung wurde 
am 17. August 2006 veröffentlicht und wird im Verlauf 
des Prozesses fortgeschrieben. Es orientiert sich an 
den auf internationaler Ebene bereits vorhandenen 
Handbüchern, insbesondere dem Internationalen 
SKM-Handbuch2. 

Zugleich wurde Besonderheiten für das deutsche 
SKM-Verfahren Rechnung getragen. Hierzu zählen 
vor allem Anpassungen der Begriffl ichkeiten, wie zum 
Beispiel die Defi nition des Begriffs „Wirtschaft“, und 
die Entwicklung der Messreihenfolge auf der Grund-
lage eines vom Statistischen Bundesamt entwickelten 
Verfahrens. Des Weiteren wird, anders als in anderen 
SKM-Anwenderstaaten, bei den Berechnungen kein 
pauschaler Gemeinkostenaufschlag (Kosten für Miete, 
Telefon, Heizung, Strom etc.) erhoben, der dort zwi-
schen 25 bis 30 Prozent der gemessenen Gesamtkosten 
ausmacht.

Das Methodenhandbuch enthält verbindliche Begriffs-
defi nitionen und erläutert die Verfahrensschritte 

1  Abrufbar über die Internetseite der Bundesregierung 
(www.bundesregierung.de/buerokratieabbau) und über die 
Internetseite des Statistischen Bundesamts (www.destatis.de).

2 Vgl. „Das Standard-Kostenmodell – Konzept zur Definition und 
Quantifizierung des Verwaltungsaufwandes für Unternehmen 
durch staatliche Regulierung“, Charité, D. et al. (internationale 
Arbeitsgruppe), Mai 2000.

von der Identifi kation und Erfassung der Informa-
tionspfl ichten bis zur Zeitaufwandsermittlung und 
Berechnung der Kosten. Unter anderem ist dort auch 
geregelt, dass Sowieso-Kosten nicht aus der Messung 
auszuklammern sind. Bei Sowieso-Kosten handelt es 
sich um Kosten für Verwaltungstätigkeiten, die ein 
Unternehmen auch ausführen würde, wenn keine 
gesetzliche Informationspfl icht existierte. Ferner 
gibt das Handbuch Hinweise auf Möglichkeiten zur 
Kostenreduzierung und behandelt in Grundzügen das 
Verfahren zur Schätzung von Bürokratiekosten bei 
neu en Regelungsvorhaben. 

Im Rahmen der Erfassung der Informationspfl ichten 
aus dem Bundesrecht wurde die juris-Datenbank3 
(Datenbank für das geltende Bundesrecht) aktuali-
siert. In diesem Zusammenhang wurden über 100 
Vorschriften aus vorkonstitutioneller oder besatzungs-
rechtlicher Zeit ohne aktuellen Anwendungsbereich 
identifi ziert, die seither im Zuge der Rechtsbereini-
gung aufgehoben werden.

In Vorbereitung der Einführung des SKM wurden im 
Sommer 2006 in den Bundesministerien Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter aller Ebenen geschult.

C.1.1.2 Erhebungsprozess

Auf Basis der im Handbuch festgelegten Methodik 
wurden im zweiten Halbjahr 2006 das bestehende 
Bundesrecht und das internationale Recht von der 
Bundesregierung nach Informationspfl ichten der 
Wirtschaft untersucht und mittels einer eigens 
entwickelten IDEV4-Eingabemaske des Statistischen 
Bundesamtes online erfasst. Insgesamt hat die Bun-
desregierung rund 4.500 Gesetze und Verordnungen 
des Bundes sowie Verordnungen der EU auf Informati-
onspfl ichten der Wirtschaft überprüft. 

Im Rahmen der Identifi zierung und IDEV-Erfassung 
wurden von den Bundesministerien zusätzliche 
Angaben zur jeweiligen Informationspfl icht nach vor-
gegebenen Kriterien, insbesondere zur Komplexität, 

3 Siehe www.gesetze-im-internet.de.
4 Internet-Datenerhebung im Verbund.
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Häufi gkeit (beziehungsweise Periodizität) und – soweit 
verfügbar – Fallzahl (beziehungsweise Zahl der 
Betroffenen), abgefragt. Die Angaben wurden unter 
anderem einer Prüfung durch Abgleich mit juris, Plau-
sibilitätskontrollen bei Gesetzen ohne Informations-
pfl ichten, Herausfi ltern von Doppelmeldungen sowie 
Vollständigkeitskontrolle der Merkmale unterzogen. 

C.1.1.3 Gesetzgebungsebenen der Infor-
mationspfl ichten der Wirtschaft

Von den rund 10.900 ermittelten Informations-
pfl ichten basieren rund 6.150 Informationspfl ichten 
auf Bundesrecht. Weitere rund 2.150 Pfl ichten sind 
durch internationales oder EU-Recht veranlasst, 
wurden aber bei der Umsetzung in nationales Recht 
erweitert (sogenanntes „erweitertes“ EU- und interna-
tionales Recht, zum Beispiel ergänzende Festlegung 
von Meldeintervallen, von bestimmten Adressaten 
oder Datenanforderungen). Knapp ein Viertel (rund 
2.600) der Informationspfl ichten ergibt sich aus EU-
Rechtsnormen (in der Regel EU-Verordnungen) oder 
anderen internationalen Rechtsquellen.

Abbildungen 2 und 3 stellen die Informationspfl ichten 
nach Gesetzgebungsebenen insgesamt und nach 
Ressorts dar.

Zusammengenommen haben 43 Prozent der Informa-
tionspfl ichten der Wirtschaft ihren Ursprung im inter-
nationalen Recht und dort maßgeblich im europä-
ischen Recht. Wie hoch die tatsächliche Belastung für 
die Wirtschaft aufgrund von Informationspfl ichten 
aus dem europäischen Recht ist, wird sich erst nach 
Abschluss des laufenden Messprozesses zeigen. 

Die Informationspfl ichten, die direkt oder indirekt 
durch internationale und EU-Vorgaben bestimmt wer-
den, verteilen sich sehr unterschiedlich auf die Res-
sorts. Schon jetzt ist erkennbar, dass das Europarecht 
auf die Bereiche Landwirtschaft und Umwelt sowie auf 
das Steuerrecht sehr großen Einfl uss hat.

Bei der Messung des Zeitaufwandes hat sich die 
Bun  desregierung vorrangig auf solche Informations-
pfl ichten konzentriert, die ganz oder teilweise in der 
Kompetenz des Bundes liegen, weil hier Vereinfa-
chungen in eigener Verantwortung erreicht werden 
können. Informationspfl ichten der Wirtschaft aus 
internationalem und EU-Recht werden im Wesent-
lichen im Anschluss an die laufenden Messungen 
untersucht. 

Entsprechend den internationalen Standards sowie 
dem Handbuch der Bundesregierung sollten Infor-
mationspfl ichten vor ihrer Messung regelmäßig zwei 
Jahre in Kraft sein, damit die Erhebungen des Zeitauf-
wands den typischen Aufwand wiedergeben und 
nicht durch Umstellungs- und Einarbeitungsarbeiten 
verzerrt werden. Daher werden Informationspfl ichten 
automatisch und vollständig in der Bestandsmessung 
berücksichtigt, sobald sie zwei Jahre in Kraft sind. 
Von den ermittelten rund 10.900 Informationspfl ich-
ten der Wirtschaft trifft dies auf rund 10.100 zu, von 
denen in diesem Jahr 7.600 zur Messung anstehen.

56 %
6.147

24%
2.589

20 %
2.143

nationales Recht
erweitertes EU- und internationales Recht
EU- und internationales Recht

Abbildung 2: Anzahl der Informa-
tionspfl ichten der Wirtschaft nach 
Gesetzgebungsebenen
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C.1.2 Durchführung der 
Messungen

Die ermittelten Bürokratiekosten sind – auch wenn 
der Prozess „Messung“ genannt wird – das Ergebnis 
fundierter Schätzungen. Im Hinblick auf das Ziel, 
einen Überblick über die aus Informationspfl ichten 
resultierenden Bürokratiekosten zu erhalten und 
Ansatzpunkte für eine Verminderung der Bürokra-
tiekosten zu defi nieren, ist dies ausreichend.

Die Steuerung und Durchführung der Zeitaufwands-
ermittlungen liegen beim Statistischen Bundesamt. 
Dort werden eine Reihe der für das SKM-Verfahren 
benötigten Informationen vorgehalten: Strukturmerk-
male aus dem wirtschaftsbereichsübergreifenden 
Unternehmensregister sowie Daten aus den Lohn- 
und Gehaltsstatistiken. Durch die zentrale Steuerung 
des Messprozesses werden eine neutrale und res-
sourcensparende Umsetzung sowie eine einheitliche 
Anwendung der Methode gewährleistet. 

Abbildung 3: Anzahl der erfassten Informations pfl ichten der Wirtschaft 
je Ressort und Gesetz gebungsebene
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C.1.2.1 Messreihenfolge und 
Zeitaufwandsermittlung

Die Erfahrungen anderer SKM-Anwenderstaaten zei-
gen, dass nur relativ wenige Informationspfl ichten für 
einen Großteil der Gesamtkosten ursächlich sind. Vor 
diesem Hintergrund hat das Statistische Bundesamt 
auf Basis der Ressortangaben (Komplexität, Häufi g-
keit, Menge) eine Reihung der Informationspfl ichten 
nach voraussichtlicher Kostenrelevanz vorgenommen. 
Die Reihung bietet einen wichtigen Anhaltspunkt 
für die Entscheidung, welche Informationspfl ichten 
als erste einer „Messung“ (sprich Zeitaufwandser-
mittlung) unterzogen werden sollten, um möglichst 
zeitnah zu aussagekräftigen Zwischenergebnissen zu 
gelangen. 

Für die Festlegung der Messreihenfolge wurde die 
Mengenkomponente, die von der Zahl der von einer 
Informationspfl icht Betroffenen und der Übermitt-
lungshäufi gkeit abhängt, anhand der Komplexität 
(gering – mittel – hoch) gewichtet. Zu rund 3.000 
Informationspfl ichten lagen bereits konkrete Anga-
ben zur Mengenkomponente vor. In anderen Fällen 
wurde eine Grobabschätzung der „Reichweite“ (nach 
betroffenen Wirtschaftsbereichen) vorgenommen. 

Bei der Festlegung der Messreihenfolge wurde auch 
den Flexibilitätsgesichtspunkten Rechnung getragen. 
So bestand die Möglichkeit, Regelungen mit kurzfris-
tig erzielbarem Vereinfachungspotenzial frühzeitig 
in die Erhebungen einzubeziehen. Auch Hinweise 
von Verbänden wurden berücksichtigt. Des Weiteren 
wurde auf eine inhaltlich sinnvolle Bündelung von 
Informationspfl ichten geachtet.

Zur Ermittlung des Zeitaufwands einer Informations-
pfl icht stehen eine Reihe verschiedener Methoden zur 
Verfügung. Die Auswahl der geeigneten Vorgehens-
weise erfolgt dabei im Wesentlichen in Abhängigkeit 
von der Komplexität der Informationspfl icht und der 
Anzahl der Betroffenen. Dabei können auch verschie-
dene Erhebungsinstrumente kombiniert werden, um 
ein differenzierteres Bild zu erhalten.

Bei der im Zuge der Erfassung der Informationspfl ich-
ten erfolgten Einschätzung der Komplexität haben die 
Ressorts insgesamt knapp acht Prozent der Informa-
tionspfl ichten als hoch komplex eingeschätzt. Die 
restlichen Informationspfl ichten wurden zu einem 
nahezu gleichen Anteil als gering und mittel komplex 
eingestuft (siehe Abbildung 4).

Im Rahmen der Zeitaufwandsermittlung haben auch 
Wirtschaftsunternehmen und Selbstständige ihre 
Einschätzung der Komplexität der Informationspfl icht 
abgegeben. Die Auswertung der rund 4.000 Antwor-
ten zu dieser Frage bestätigt die Einschätzung der Res-
sorts. Es hat sich eine hohe Übereinstimmung gezeigt.

C.1.2.2 Methodik

Bei der Abschätzung des Zeitaufwands werden unter-
schiedliche Erhebungsmethoden (Telefoninterviews, 
persönliche Interviews vor Ort, schriftliche Befra-
gungen, Expertenpanels, Simulationen) eingesetzt. 
Die Wahl der Methode orientiert sich dabei an der 
Beschaffenheit der jeweiligen Informationspfl icht: 
je komplexer die Informationspfl icht, desto aufwän-
diger regelmäßig das gewählte Erhebungsinstrument. 

Einfache Informationspfl ichten werden vorrangig 
über Expertenschätzungen ermittelt. Bei komplexen 
Informationspfl ichten kommen vorrangig Exper-
tenpanels und Interviews vor Ort zum Einsatz. Im 
Übrigen dominieren telefonische Befragungen und 
Fragebögen. 

Die so genannten Expertenpanels haben in den 
Niederlanden und Großbritannien einen Großteil der 
Messergebnisse geliefert. Diese Methode wird vor 
allem dann herangezogen, wenn die Betrachtung 
eines Bündels homogener, eng im Zusammenhang 
stehender Informationspfl ichten erfolgen soll oder 
wenn es sich um komplexe Informationspfl ichten han-
delt, die zugleich viele Normadressaten betreffen. 

Der Kerngedanke dieses Verfahrens besteht darin, 
einen Personenkreis zur Befragung heranzuziehen, 
der über Fach- und Branchenkenntnisse der zu unter-

Abbildung 4: Informationspfl ichten nach 
Komplexitätsgrad
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gering
mittel
hoch
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suchenden Materie verfügt und seine Erfahrungen 
stellvertretend für eine Gruppe Betroffener einbrin-
gen kann. Ein solches Panel setzt sich aus vier bis sechs 
Experten zusammen, wobei in der Regel zwei Drittel 
aus der Wirtschaft und ein Drittel aus der öffentlichen 
Verwaltung stammen.

Im Hinblick darauf, dass davon auszugehen ist, dass 
der größte Teil der komplexen und kostenträchtigsten 
Informationspfl ichten bereits gemessen ist, wird der-
zeit geprüft, wie das Messverfahren vereinfacht wer-
den kann. Hier können zum Beispiel standardisierte 
Zeitwerte für bestimmte Tätigkeiten herangezogen 
oder auch Simula tionen verwendet werden. 

Außerdem ist zu entscheiden, in welchem Umfang EU-
Informationspfl ichten – auch unter Berücksichtigung 
des laufenden Prozesses auf EU-Ebene – gemessen 
werden. 

C.1.2.3 Ergebnis

Abbildung 5 zeigt die Verwendung der Erhebungsins-
trumente im bisherigen Messprozess. Hierbei wur-
den teilweise Instrumente kombiniert (zum Beispiel 
Tele foninterviews plus persönliche Interviews vor 
Ort). Dieser Sachverhalt ist in den Zahlen der Abbil-
dung nicht berücksichtigt. Gezählt wurde jeweils das 
Instrument, das schwerpunktmäßig für die jeweilige 
Informationspfl icht eingesetzt wurde.

Bei den bisherigen Erhebungen war das Expertenpa-
nel mit einem Anteil von 41 Prozent das meistgenutzte 
Instrument. Dies ist vor allem dadurch begründet, 
dass in der ersten Erhebungsphase überwiegend 
komplexe Informationspfl ichten gemessen wurden. 
Daneben wurde für fast ein Fünftel der Informati-
onspfl ichten der Zeitaufwand mit dem Instrument 
der persönlichen Interviews vor Ort ermittelt. Bei 
weniger komplexen Informationspfl ichten wurde 
dagegen häufi g auf Telefoninterviews zurückge-
griffen (22 Prozent). Einfache Informationspfl ichten 
wurden zumeist schriftlich erhoben und/oder über 
Simula tionsverfahren gemessen. In Einzelfällen 
fanden – nach einer methodischen Prüfung und 
gegebenenfalls Anpassung durch das Statistische Bun-
desamt – Ergebnisse und Daten aus externen Studien 
Eingang in die Berechnungen.

Zur Festlegung des für die Berechnung der Gesamt-
kosten einer Informationspfl icht benötigten Tarifs 
werden die Lohnkosten je Arbeitsstunde zugrunde 
gelegt. Sofern angezeigt, erfolgt dabei eine Differen-
zierung der Lohnkosten nach Qualifi kationsniveau, 
Wirtschaftszweigen und Unternehmensgrößenklas-
sen. Den einzelnen Standardzeiten werden die ent-
sprechenden Tarife – auf der Grundlage der amtlichen 
Lohn- und Gehaltsstatistiken – zugeordnet. 

Der gesamte Messprozess wird dokumentiert. Die 
Berechnung der Gesamtkosten einer Informati-
onspfl icht wird schließlich durch die Bundesmi-
nisterien hinsichtlich ihrer Plausibilität überprüft. 
Dieses Vorgehen minimiert Fehlinterpretationen 
bei der Auslegung der teilweise sehr komplexen 
Informationspfl ichten. 

C.1.3 Zeitplan

Die Identifi zierung und Erfassung der Informations-
pfl ichten der Wirtschaft aus Bundesrecht und inter-
nationalem Recht erfolgte bis Ende 2006, sodass im 
Januar 2007 mit den Erhebungen begonnen werden 
konnte. Die Zeitaufwandsermittlung für die vermut-
lich aufwändigsten Informationspfl ichten konnte mit 
leichtem Zeitverzug zum Herbst 2007 beendet werden.

Der Messprozess für die restlichen auf Bundesrecht 
beruhenden Informationspfl ichten einschließlich 
der erweiterten Informationspfl ichten, die ihren 
Ursprung im internationalen und EU-Recht haben, 
soll bis Ende 2007 weitgehend abgeschlossen sein. 
Informationspfl ichten mit vermuteten geringen 
Bürokratiekosten sollen dabei über ein vereinfachtes 
Verfahren gemessen werden, um unnötige zeitauf-

Abbildung 5: Erhebungsarten im 
bisherigen Messprozess
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wändige Vor-Ort-Befragungen der Wirtschaft zu 
vermeiden. Der Abschluss der Erhebungen ist bis Mitte 
2008 geplant. 

C.1.4 Erste Ergebnisse der 
laufenden Bestandsmessung

C.1.4.1 Anzahl der Informationspfl ichten

Zum Stichtag 30. September 20065 bestanden für die 
Wirtschaft in Deutschland rund 10.900 Informations-
pfl ichten aus Bundesrecht und aus EU- und internatio-
nalem Recht. Die Zahl der Informationspfl ichten lässt 
noch keinen Rückschluss auf die Höhe und Verteilung 
der tatsächlichen Belastung zu. Diese ergeben sich 
erst aus den Ergebnissen der Erhebungen. Von den 
rund 10.900 Informationspfl ichten sind rund 10.100 
mindestens zwei Jahre in Kraft, davon stehen rund 
7.600 in diesem Jahr zur Messung an.

Bis Ende September 2007 konnte der Zeitaufwand bei 
über 3.200 Informationspfl ichten ermittelt werden. 

5 Vgl. dazu auch: 
www.bundesregierung.de/informationspflichten

Abbildung 6: Informationspfl ichten nach Gesetzgebungsebene und Messreihenfolge
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Für rund 2.100 Informationspfl ichten sind aus den 
Erhebungsdaten, den jeweiligen Lohnsätzen und 
den ermittelten Fallzahlen Bürokratie kosten in Euro 
errechnet worden. Damit wurden für 43 Prozent der 
2007 zu messenden Informationspfl ichten die Zeitauf-
wände ermittelt und für 27 Prozent die Bürokratieko-
sten berechnet (siehe Abbildung 6). 

C.1.4.2 Bürokratiekosten der 
Informationspfl ichten

Die Höhe der Gesamtbelastung der Wirtschaft wird 
erst am Ende der laufenden Bestandsmessung zu 
berechnen sein. Bis Ende September 2007 summierten 
sich die Bürokratiekosten für die Wirtschaft aus der 
laufenden Bestandsmessung auf rund 27 Milliarden 
Euro pro Jahr. Davon entfallen auf Informations-
pfl ichten aus nationalem Recht etwa 7,6 Milliarden 
Euro pro Jahr, auf erweitertes EU- und internationales 
Recht rund 14,9 Milliarden Euro pro Jahr und auf das 
internationale und EU-Recht rund 4,5 Milliarden Euro 
pro Jahr (siehe Abbildung 7). Eine ebenengerechte Auf-
teilung der Bürokratiekosten aus erweiterten EU- und 
internationalem Recht wird noch erfolgen.
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Eine rein betragsmäßige Aufteilung der gemessenen 
Belastung nach dem Ursprung der Regelung sagt 
jedoch noch nichts über das Vereinfachungspotenzial 
aus. So kann auch bei einer auf EU-Recht begründeten 
Informationspfl icht erhebliches Vereinfachungs-
potenzial bestehen, zum Beispiel durch Einführung 
von IT-gestützten Verfahren. 

Im bisherigen Ergebnis sind die Kosten durch die 
laufende Buchführung in Höhe von circa 19 Milliarden 
Euro pro Jahr nicht enthalten. Sie liefert die betrieb-
liche Datengrundlage für unternehmerische Tätig-
keiten und ist gleichzeitig die Basis für die Erfüllung 
einer Reihe von gesetzlichen Informationspfl ichten 
aus unterschiedlichen Rechtsgebieten. Sie kann selbst 
daher nicht als Informationspfl icht gelten und wird 
insoweit in die Betrachtungen nicht einbezogen. 
Die von der laufenden Buchführung ausgehenden 
Kosten sind im Zusammenhang mit der Erfüllung 
anderer, hierauf aufbauender Informationspfl ichten 
zu betrachten. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass 
in diesen Kosten auch ein Anteil von sogenannten 
Sowieso-Kosten enthalten ist, dessen Umfang noch 
bestimmt werden muss. Im weiteren Verlauf wird zu 
klären sein, wie die verbleibenden Kosten sachgerecht 
und überschneidungsfrei zugeordnet werden können. 

Abbildung 8 stellt die Verteilung der bis jetzt errech-
neten jährlichen Belastung nach Ressorts dar. 

Die bisherigen Ergebnisse haben die Erwartungen 
über die Höhe der Bürokratiekosten einer Informati-
onspfl icht nicht in allen Fällen bestätigt. Deshalb ist 
nicht auszuschließen, dass im laufenden Messprozess 
weitere, besonders aufwändige Informationspfl ichten 
identifi ziert werden. Eine Schlussfolgerung auf die 
Gesamtkosten ist daher noch nicht möglich. 

Die Prüfung von Vereinfachungsmaßnahmen wird 
sich nicht nur auf die besonders aufwändigen Infor-
mationspfl ichten konzentrieren. Belastungen, die 
aufgrund sehr hoher Fallzahlen gesamtwirtschaftlich 
eine große Relevanz besitzen, stellen sich zum Teil 
im betrieblichen Alltag als wenig belastend heraus. 
Dagegen können Informationspfl ichten mit geringe-
rer Häufi gkeit oder Zahl der Betroffenen eine hohe 
konkrete Belastung im Einzelfall verursachen. 

Da die Bundesregierung sich zu einem spürbaren 
Bürokratieabbau verpfl ichtet hat, werden sowohl 
Informationspfl ichten mit einer hohen gesamt-
wirtschaftlichen Belastung als auch Informations-
pfl ichten, die „nur“ bestimmte Branchen, Unter-
nehmensarten oder Situationen belasten, auf ihr 
Vereinfachungspotenzial untersucht.

Das Entlastungspotenzial bei gesamtwirtschaftlich 
besonders aufwändigen Informationspfl ichten ist 
nicht notwendig höher als bei Informationspfl ichten 
mit einer geringeren Gesamtbelastung. Hohe Gesamt-
belastungen resultieren häufi g aus sehr hohen 
Fall  zahlen bei geringer zeitlicher Belastung. Verein-
fachungen an diesen Pfl ichten werden daher unter 
Umständen in der Praxis nicht als spürbar empfun-
den. Konkrete Entlastungswirkungen werden von 
einzelnen Zielgruppen erst wahrgenommen, wenn 
die sie in besonderer Weise betreffenden Informati-
onspfl ichten modifi ziert werden.

Die dargestellten Beispiele zeigen die unterschied-
lichen Kostenwirkungen je Einzelfall auf. 

Beispiele:

Die Abrechnung von Arzneimitteln durch Apotheker 
(§ 300 Absatz 1 SGB V) gehört mit einer Belastung von 
445 Millionen Euro zu den zehn teuersten Informa-
tionspfl ichten in Deutschland. Das liegt nicht an 
aufwändigen Formularen, die der Apotheker ausfül-
len muss. Die Abrechnung ist in einer Minute erstellt, 
verschickt und abgespeichert. In jedem einzelnen Fall 
sind das Kosten von nicht mehr als 0,75 Euro. Die hohe 
Gesamtsumme erklärt sich durch die hohe Fallzahl: 
Jedes Jahr werden 590 Millionen Arzneimittel auf 
diese Weise abgerechnet.

Abbildung 7: Summe der Bürokratie-
kosten nach Gesetzgebungsebene
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Die Verpfl ichtung von Kapitalgesellschaften, bei der 
Prüfung ihrer Abschlüsse Auskunft zu erteilen (§ 37 o 
Absatz 4 WpHG), schlägt jährlich mit 448.000 Euro zu 
Buche. Im Gesamtergebnis fällt diese Informations-
pfl icht kaum ins Gewicht. Die Messergebnisse zeigen 
aber, dass die Informationspfl icht für einzelne Unter-
nehmen zu einer erheblichen Belastung führen kann: 
Im Durchschnitt sind es jedes Jahr nur 18 Kapitalge-
sellschaften, die der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht nach dieser Vorschrift Auskünfte 
erteilen und ihre Unterlagen vorlegen müssen. Für das 
betroffene Unternehmen bedeutet das jeweils Kosten 
in Höhe von bis zu 25.000 Euro.

Eine nach Gesetzgebungsebenen differenzierte Liste 
der 100 kostenaufwändigsten Informationspfl ichten, 
die die in Abschnitt C.1.2 genannte Plausibilitätsprü-
fung bereits durchlaufen haben, enthält die Tabelle in 
Anlage 1 (Seite 31). 

Bei einem Blick auf die EU-Nachbarländer, die bereits 
SKM-Bestandsmessungen durchgeführt haben, deutet 
sich mit dem vorliegenden Zwischenergebnis an, dass 
die deutsche Wirtschaft in ähnlicher Intensität durch 
Berichts- und Informationspfl ichten belastet wird wie 
die Wirtschaft in den Niederlanden, in Dänemark und 
in Großbritannien. 

Abbildung 8: Bürokratiekosten nach Ressorts in Millionen Euro pro Jahr
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Bei einem solchen Vergleich sind Unterschiede bei 
Verfahren und Methodik der Messungen ebenso zu 
berücksichtigen, zum Beispiel beim Gemeinkosten-
aufschlag oder bei den „Sowieso-Kosten“ (Kosten, die 
auch im Eigeninteresse der Unternehmen anfallen), 
wie Unterschiede im Staatsaufbau und die Wahrneh-
mung staatlicher Aufgaben.

C.1.5 Dokumentation

Der Austausch von Dokumenten und Informationen 
mit den an der Umsetzung des Programms Beteiligten 
erfolgt vor allem über die elektronische Informations-
plattform des Bundes CIRCA6. Mit den dort angebote-
nen, fortlaufend aktualisierten Nutzerdatenbanken 
steht den Bundesländern und kommunalen Spitzen-
verbänden sowie den interessierten Verbänden, Sozi-
alpartnern und Forschungsinstituten ein Instrument 
zur Auswertung der Daten und zur Mitwirkung an der 
Bestandsmessung zur Verfügung. 

Darüber hinaus wird die Öffentlichkeit über die 
Internetseiten der Bundesregierung (www.bundesre-
gierung.de/buerokratieabbau) und des Statistischen 
Bundesamtes (www.destatis.de) fortlaufend über 
die methodischen Grundlagen des Programms, den 
jeweils aktuellen Stand seiner Umsetzung sowie über 
wesentliche Zwischen ergebnisse informiert.

Ende Juni 2007 wurde außerdem eine Liste der Infor-
mationspfl ichten der Wirtschaft auf der Internetseite 
der Bundesregierung veröffentlicht. Sie ist unter 
www.bundesregierung.de/informationspfl ichten 
unmittelbar zugänglich. 

Damit hat die Bundesregierung insgesamt ein Maß 
an Transparenz sichergestellt, das in anderen SKM-
Anwenderstaaten bisher nicht erreicht wurde.

C.1.6 Erfahrungen 

Die frühzeitige Entwicklung und Erprobung der 
Dateninfrastruktur und der Datenerhebungsins-
trumente sowie die Bereitstellung einer zentralen 
Datenbank durch das Statistische Bundesamt sind eine 
wichtige Basis der Bestandsmessung. Sie garantieren 
Einheitlichkeit und Transparenz bei der Erfassung 
und Darstellung der Daten.

Die Einbindung der Fachexpertise der Ressorts in die 
Vor- und Nachbereitung des Messprozesses sowie 
eine intensive Zusammenarbeit aller am SKM-Prozess 
beteiligten Akteure hat sich als unerlässlich für einen 
reibungslosen Prozessverlauf erwiesen. 

6 CIRCA = Communication & Information Resource Centre 
Administrator, hrsg. durch die KBSt.

Der Einsatz verschiedener Erhebungsinstrumente 
und ihre Kombination im Einzelfall hat sich bewährt. 
Dabei wurde unter anderem deutlich, dass es keine 
„ideale“ Erhebungsmethode gibt. Jedes Instrument hat 
seine spezifi schen Vor- und Nachteile. Vor diesem Hin-
tergrund wäre auch eine Methodenvorgabe zu Beginn 
der Erhebungen nicht sinnvoll gewesen. 

Eine abschließende Aussage, inwieweit es bei der Fest-
legung der Messreihenfolge tatsächlich gelungen ist, 
die aufwändigsten Informationspfl ichten zu erfassen, 
ist erst nach Abschluss der Messungen möglich. 

C.2 Rechtsetzungsvorhaben 
der Bundesregierung 
(Ex-ante-Verfahren)

C.2.1 Einbeziehung des Nationalen 
Normenkontrollrates 

Nach § 4 Absatz 2 in Verbindung mit § 1 Absatz 2 NKRG 
ist die Bundesregierung verpfl ichtet, den NKR zur 
Prüfung von Gesetzentwürfen vor Kabinettbefassung 
einzubeziehen. Die Gemeinsame Geschäftsordnung 
der Bundesministerien (GGO) wurde mit Wirkung vom 
1. Dezember 2006 entsprechend angepasst.

Demnach ist der NKR spätestens mit Einleitung der 
Ressortabstimmung zu beteiligen. Um dem NKR 
eine Prüfung auf die Einhaltung der Grundsätze der 
standardisierten Bürokratiekostenmessung zu ermög-
lichen, sind die Bürokratiekosten durch Informations-
pfl ichten im Rahmen der Gesetzesfolgenabschätzung 
auf Grundlage des SKM abzuschätzen und im Vorblatt 
sowie in der Begründung zum Entwurf darzustellen. 
Entsprechendes gilt auch für die Vorbereitung von 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungs-
vorschriften. Gibt der NKR seine Stellungnahme 
zum Regelungsentwurf ab, prüft das federführende 
Bundesministerium, ob eine Stellungnahme der 
Bundesregierung dazu veranlasst ist. Sowohl die 
Stellungnahme des NKR als auch die eventuelle Stel-
lungnahme der Bundesregierung hierzu sind schließ-
lich der Gesetzesvorlage bei der Einbringung in den 
Bundestag beizufügen. Auf diese Weise wird sicher-
gestellt, dass bei Kabinettbeschluss auch zur Frage 
der Bürokratiekosten die entscheidungsrelevanten 
Unterlagen vorliegen.

Zu den Aufgaben des NKR gehört auch die Überprü-
fung von Vorarbeiten zu EU-Richtlinien und EU-Ver-
ordnungen (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 NKRG). Mit Beschluss der 
EU-Staatssekretäre vom 8. Oktober 2007 hat die Bun-
desregierung einen Kontrollmechanismus geschaffen, 
der sicherstellen soll, dass neue Verwaltungslasten in 
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geplanten EU-Regelungen möglichst frühzeitig offen-
gelegt und minimiert werden7.

C.2.2 Entwicklung des Leitfadens 
für das Ex-ante-Verfahren

Im Unterschied zur Bestandsmessung erfordert das 
Ex-ante-Verfahren zur Abschätzung voraussichtlich 
entstehender Bürokratiekosten eine modifi zierte Her-
angehensweise. Wesentliche Merkmale des Ex-ante-
Verfahrens sind: 

über die zu erwartenden Belastungen, Fallzahlen 
und andere Kostenparameter wie Tarif und Zeitauf-
wand werden Prognosen aufgestellt;

die Ex-ante-Abschätzung ist ein fortlaufend im Res-
sort durchzuführendes Verfahren und soll bei den 
an der Vorbereitung von Rechtsetzungsvorhaben 
Beteiligten das Bewusstsein für die informations-
pfl ichtenbedingten Kostenfolgen von Neurege-
lungen schärfen;

die Ex-ante-Abschätzung bietet eine Orientierung 
über die Größenordnung der Veränderungen bei 
den Bürokratiekosten durch Informationspfl ichten, 
die mit dem geplanten Vorhaben verbunden sind, 
und

die Ex-ante-Abschätzung ist – da es um Regelungs-
entwürfe geht – offen für eine Alternativenbetrach-
tung (Bürokratiekostengegenüberstellung).

Hierzu haben NKR und die Geschäftsstelle Büro-
kratieabbau in enger Zusammenarbeit mit den 
Ressorts Ende 2006 einen „Leitfaden für die ex ante 
Abschätzung der Bürokratiekosten nach dem Stan-
dardkosten-Modell (SKM)“8 als Arbeitshilfe entwi-
ckelt und die Abläufe in Pilotverfahren getestet. Der 
Leitfaden soll sicherstellen, dass die neuen Vorgaben 
durch NKRG und GGO zur Ex-ante-Abschätzung nach 
einheitlichem Verfahren durchgeführt werden und 
damit eine systematische Überprüfung durch den 
NKR ermöglicht wird.

Das Verfahren der Ex-ante-Abschätzung setzt dabei 
verstärkt auf die Nutzung standardisierter Erfah-
rungswerte wie die CASH-Tabelle9, eine vereinfachte 
Tariftabelle oder Expertengutachten. Die Ergebnisse 
aus der Bestandsmessung sind eine wichtige Grund-
lage für zukünftige Ex-ante-Abschätzungen und 
können über Vergleichsrechnungen für neue und 
geänderte Informationspfl ichten nutzbar gemacht 
werden. Eine Evaluation der Schätzungen soll schließ-

7 Siehe die „Leitlinien zur Bürokratiekostenschätzung bei der 
EU-Gesetzgebung“ in Anhang 4 (Seite 86).

8 Siehe www.bundesregierung.de/buerokratieabbau.
9 CASH ist ein niederländisches Akronym für Klassifizierung admi-

nistrativer Standardaktivitäten.

•

•

•

•

lich im Rahmen einer späteren Messung, etwa zwei 
Jahre nach Inkrafttreten der Regelung, erfolgen, 
wenn Erfahrungswerte aus der Anwendung der neuen 
Regelung existieren. 

Anders als die Bestandsmessung, die sich zunächst 
noch auf die Informationspfl ichten für die Wirtschaft 
konzentriert, umfasst die Ex-ante-Abschätzung auch 
die Informationspfl ichten für Bürgerinnen und 
Bürger sowie Verwaltung. Für Informationspfl ichten 
der Wirtschaft ist eine quantifi zierte Darstellung der 
Bürokratiekosten vorzunehmen. Da für Bürgerinnen 
und Bürger sowie für Verwaltung jedoch noch kein 
detailliertes Verfahren, vergleichbar mit der SKM-
Methode für die Wirtschaft, verfügbar ist, haben sich 
die Bundesregierung und der NKR auf ein abgestuftes 
Verfahren verständigt. Demnach genügt vorerst die 
Ausweisung (Benennung und qualitative Beschrei-
bung) solcher Informationspfl ichten. Die Frage 
nach weniger belastenden Regelungsalternativen 
ist jedoch bei allen Informationspfl ichten, unab-
hängig vom Normadressaten, fester Bestandteil des 
Ex-ante-Verfahrens.

C.2.3 Erfahrungen

Es hat sich als vorteilhaft erwiesen, den Ex-ante-Leit-
faden gemeinsam mit allen Beteiligten zu entwickeln 
und zu erproben. Die Anfangsschwierigkeiten bei der 
Abschätzung der Bürokratiekostenfolgen legen sich 
mit zunehmender Erfahrung aller Beteiligten und 
zunehmendem Vorliegen vergleichbarer Messergeb-
nisse aus der Bestandsmessung.

Bis zum 19. September 2007 hat der NKR insgesamt 
190 Regelungsentwürfe der Bundesministerien 
überprüft. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
Bürokratiekostenabschätzung eine Momentaufnahme 
zum Zeitpunkt vor der Kabinettbefassung darstellt 
und das Ergebnis der parlamentarischen Beratungen 
nicht präjudiziert. Weitere Einzelheiten können dem 
am 19. September 2007 veröffentlichten Jahresbericht 
2007 des Nationalen Normenkontrollrates entnom-
men werden10.

Um die zunehmenden Erfahrungen mit der Methode 
nutzbringend umsetzen zu können, soll der Leitfa-
den in regelmäßigen Abständen auf Grundlage der 
zwischenzeitlich gewonnenen Erfahrungen evaluiert 
und fortentwickelt werden. Das umfasst auch die 
als Anlage zum Leitfaden beigefügte CASH-Tabelle, 
durch deren geplante Anpassung an Erfahrungswerte 
aus der laufenden Bestandsmessung zukünftig eine 
genauere Abschätzung der voraussichtlichen Bürokra-
tiekosten einer Informationspfl icht möglich wird.

10 Siehe www.normenkontrollrat.bund.de.
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D.1  Abbauziel

D.1.1 Beschlüsse der Bundesre-
gierung vom April 2006 und 
Februar 2007

Die Bundesregierung hat sich mit ihrem Kabinettbe-
schluss vom 25. April 2006 verpfl ichtet, Bürokratie-
kosten – vor allem solche, die durch rechtlich vor-
gegebene Informationspfl ichten für Unternehmen, 
Bürgerinnen und Bürger sowie Verwaltung entstehen – 
messbar zu senken und neue Informationspfl ichten – 
soweit möglich – zu vermeiden.

Sie hat diese Selbstverpfl ichtung am 28. Februar 
2007 auf Grundlage des Regierungsprogramms 
Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung und 
des damit verbundenen Messprozesses nach dem 
Standardkosten-Modell bekräftigt sowie mit dem 
Anspruch verbunden, bis Ende 2011 den gemes-
senen Gesamtbestand an Bürokratiekosten durch 
Informationspfl ichten zu überprüfen, die unnö-
tigen Bürokratiekosten zu identifi zieren und zu 
beseitigen. Die Bundesregierung zielt dabei auf 
eine Reduktion von 25 Prozent der gegenwärtigen 
Bürokratiekostenbelastung.

D.1.2 Abbau von Bürokratie kosten 
bis 2009

Das angestrebte Ziel, unnötige Bürokratiekosten zu 
identifi zieren, zu beseitigen und dadurch Bürokratie-
kosten bis 2011 um 25 Prozent zu verringern, erfor-
dert Zwischenetappen, um bis Ende 2009 in etwa die 
Hälfte des angestrebten Ziels erreichen zu können. Da 
ein Großteil der Bürokratiekosten nur von wenigen 
Informationspfl ichten herrührt, ist es naheliegend, 
diese zuerst zu überprüfen. Die Bundesregierung setzt 
sich daher zum Ziel, bis Ende 2009 zunächst die rund 
50 kostenträchtigsten Informationspfl ichten, die rund 
80 Prozent der Gesamtbürokratiekosten in Deutsch-
land verursachen, im Dialog mit Unternehmen und 
Verbänden auf Vereinfachungsmöglichkeiten zu 

D Reduzierung 
bürokratischer Belastungen

überprüfen und gegebenenfalls Vereinfachungsmaß-
nahmen durchzuführen. Gleichzeitig muss im Auge 
behalten werden, die Ergebnisse nicht nur wirt-
schaftspolitisch, sondern auch für das einzelne Unter-
nehmen wahrnehmbar zu gestalten. Neben diesen 
kostenträchtigsten Informationspfl ichten überprüfen 
die Ressorts in gleicher Weise bis Ende 2009 im Lichte 
der SKM-Messergebnisse die wesentlichen Informati-
onspfl ichten ihrer Zuständigkeit. 

Die Bundesregierung lässt sich dabei von der Über-
legung leiten, dass die Verringerung von Bürokra-
tiekosten kein Selbstzweck ist, sondern Wachstum 
und Beschäftigung fördern soll. Um das gesetzte Ziel 
zu erreichen, ist es notwendig, dass alle Politikfelder 
sich an dem Abbauziel orientieren und einen Beitrag 
leisten. 

Ferner werden in einem weiteren Schritt auch die 
Informationspfl ichten der Bürgerinnen und Bürger 
zu analysieren und eine Strategie zum Abbau der 
daraus folgenden Belastungen gemeinsam mit allen 
Trägern öffentlicher Aufgaben zu entwickeln sein. Da 
Vereinfachungsmaßnahmen bei Wirtschaft und Bür-
gerinnen und Bürgern Auswirkungen auf die Büro-
kratiekosten der Verwaltung haben können, ist der 
Analyse- und Abbauprozess auch auf die öffentliche 
Verwaltung auszudehnen.

D.1.3 Beachtung des Abbauziels bei 
neuen Vorhaben

Um eine nachhaltige Kostenreduktion zu sichern, 
wird die Bundesregierung eine jährliche Bilanz der 
Be- und Entlastung für die Bundesregierung ins-
gesamt erstellen. Darin wird die durch die Ressorts 
vorgenommene Abschätzung der Bürokratiekosten 
von neuen Gesetzesvorhaben und die sich anschlie-
ßende SKM-Messung dieser Kosten ebenso einfl ießen 
wie die Verringerung von Bürokratiekosten bei bereits 
bestehenden Informationspfl ichten. Damit wird das 
Ziel der Entlastung von Bürokratiekosten auch unter 
Einbeziehung neuer Gesetzesvorhaben unterstützt. 
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D.1.4 Zwischenbericht 2008

Der Staatssekretärsausschuss Bürokratieabbau wird 
im Frühjahr 2008 dem Bundeskabinett über den Sach-
stand des Programms Bürokratieabbau und bessere 
Rechtsetzung vom 25. April 2006 berichten. 

D.2 Möglichkeiten der 
Vereinfachung

Reduzierung von Bürokratiekosten kann auch bei 
unverändertem materiellen Regelungsgehalt und 
-zweck durch die Vereinfachung der einzelnen Infor-
mationspfl icht (zum Beispiel Verminderung der Zahl 
der Betroffenen, der Häufi gkeit, des Zeitaufwands etc.) 
sowie durch die Vereinfachung der Prozesse erreicht 
werden (zum Beispiel Vermeidung von Doppelprü-
fungen durch verschiedene staatliche Stellen). Auch 
durch eine verbesserte Kommunikation zu Inhalt 
und Umfang einer Informationspfl icht können die 

Bürokratiekosten vermindert werden. Gleiches gilt 
für Verbesserungen von Verwaltungsabläufen; diese 
sind häufi g möglich, ohne die gesetzliche Grundlage 
ändern zu müssen. Deshalb können hier Vereinfa-
chungspotenziale auch unabhängig von der Gesetzge-
bungsebene (nationales Recht, erweitertes Recht oder 
internationales und EU-Recht) erschlossen werden.

Ein erhebliches Vereinfachungspotenzial liegt in der 
Nutzung moderner Informationstechnologie. Im 
Rahmen ihres Programms „E-Government 2.0“ wird 
die Bundesregierung Ergebnisse des SKM-Prozesses 
auf die Möglichkeit ihrer Nutzbarmachung für bereits 
laufende und geplante Projekte untersuchen. 

Für den Erfolg des Prozesses ist es von Anfang an wich-
tig, dass bereits bei der Erfassung der Informations-
pfl ichten geprüft wird, wo Vereinfachungspotenziale 
bestehen. Die abgebildete Checkliste aus dem Metho-
denhandbuch gibt einen Überblick zur Identifi zierung 
von Vereinfachungsmaßnahmen. 

Checkliste zur Identifi zierung von Vereinfachungsmaßnahmen

Maßnahme
bereits 

eingeführt geplant nicht möglich

1. Rechtsvereinfachung

Abschaffung der Informationspfl icht

Verminderung der Zahl der von der Rechtsvorschrift betroffenen 

Unternehmen beziehungsweise Branchen, Ausnahmen für kleine und mittlere 

Betriebe

Reduktion der Häufi gkeit der Informationsübermittlung; Verlängerung der 

Zeiträume zwischen einzelnen Informationsanforderungen (besondere 

Anforderung statt regelmäßige Übermittlung; 1/4-jährlich statt monatlich; 
1/2-jährlich statt 1/4-jährlich)

Bestehende Informationspfl icht kann auch durch Nutzung vorhandener 

Daten an anderer Stelle (zum Beispiel Nutzung von Verwaltungsdaten) teil-

weise oder vollkommen erfüllt werden

2. Vereinfachung von administrativen Prozessen

Identifi zierung und Ausschluss von Doppelprüfungen: Liegt die Information 

bereits einer anderen staatlichen Institution vor? Können die Informationen 

gemeinsam genutzt werden?

Vereinfachung von Formularen: Kürzung der Formulare und Vereinfachung 

der Formulierungen

3. E-Government

Formulare sind im Internet erhältlich

Daten sind bereits durch staatliche Stellen weitestmöglich eingetragen

Informationen können elektronisch an staatliche Stellen übermittelt werden

4. Verbesserung der Kommunikation

Sicherstellung der Verständlichkeit von Regelungen

Begleitende Hilfsangebote bei der Einführung neuer Regelungen durch die 

zuständigen staatlichen Stellen
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Neben den Kostenrechnungen wertet die Bundesre-
gierung auch die während der Erhebungsphase auf  -
ge nommenen Vereinfachungsvorschläge von Betrof-
fenen, Bundesländern, Kommunen, Wirtschafts  -
verbänden und Sozialpartnern aus und bezieht diese 
in die Überlegungen für den Bürokratieabbau ein.

Die Vereinfachung der Informationspfl ichten auf-
grund des SKM ist ein auf Jahre angelegter Prozess 
und steht noch am Anfang. Sein Fortgang ist unter 
anderem abhängig von den Messergebnissen und lässt 
daher zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine 
Prognose über den Gesamtumfang der entlastenden 
Maßnahmen und die Dauer ihrer Umsetzung zu. Bei 
der Analyse der Vereinfachungspläne anderer SKM-
Anwenderstaaten wird deutlich, dass das Kopieren 
von Vereinfachungsmaßnahmen anderer Staaten 
nicht ohne Weiteres möglich ist. So sind Vereinfa-
chungserfolge in anderen Staaten vielfach durch 
Maßnahmen erreicht worden, die in Deutschland be-
reits Gegenstand früherer Regierungsprogramme zu 
Bürokratieabbau und Verwaltungsmodernisierung 
waren (zum Beispiel Anzahl und Umfang der Bereit-
stellung von Verwaltungsdienstleistungen mit 
informationstechnischer Unterstützung für die Wirt-
schaft) oder sich auf Regelungen mit spezifi sch 
nationalem Charakter bezogen.

D.3 Stand des Bürokratie-
abbaus in den 
Bundesministerien

Die Identifi zierung und Planung von Vereinfachungs-
maßnahmen wird von dem für den Regelungsbereich 
beziehungsweise für die Informationspfl icht(en) 
jeweils zuständigen Bundesministerium wahrgenom-
men. Die Geschäftsstelle Bürokratieabbau bilanziert 
die Umsetzung der Maßnahmen.

Eine detaillierte Übersicht der bislang von den Bun-
desministerien umgesetzten und geplanten Maßnah-
men im Bereich des Bürokratieabbaus ist als Anlage 2 
beigefügt (Seite 36).

D.3.1 Auswärtiges Amt

Aufgrund seiner Aufgabenstellung ist das Auswärtige 
Amt lediglich von sieben Informationspfl ichten für 
die Wirtschaft betroffen, die aufgrund ihrer gerin-
gen Fallzahlen voraussichtlich nur marginale Kosten 
verursachen.

Ferner beruhen diese Informationspfl ichten auf inter-
nationalen Verträgen, die nicht einseitig veränderbar 
sind. Die Informationspfl ichten im Zuständigkeitsbe-
reich des Auswärtigen Amts sind daher bislang nicht 
Gegenstand der Messungen gewesen.

Das Auswärtige Amt ist jedoch durch Umstellung 
interner Abläufe auf elektronische Verfahren sowie 
Einrichtung von Onlineschnittstellen ständig 
bestrebt, bürokratische Hemmnisse für Bürgerinnen 
und Bürger sowie Verwaltung zu reduzieren. So 
können Anfragen nach dem Gesetz zur Regelung des 
Zugangs zu Informationen des Bundes (IFG) auf elek-
tronischem Wege gestellt und beantwortet werden. 
Bewerbungsverfahren für den mittleren, gehobenen 
und höheren Auswärtigen Dienst und für Praktikums-
plätze wurden in den vergangenen Jahren sukzessive 
auf Online bewerbungen umgestellt.

D.3.2 Beauftragter der Bundes-
regierung für Kultur und 
Medien

Für den Bereich des Beauftragten der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien (BKM) wurden bisher 
zehn Informationspfl ichten für die Wirtschaft auf-
grund der Verordnung über die Pfl ichtablieferung an 
die Deutsche Nationalbibliothek und aufgrund des 
Filmförderungsgesetzes identifi ziert.

Eine Informationspfl icht wurde bisher gemessen 
(Pfl ichtablieferung von Medienwerken an die Deut-
sche Nationalbibliothek); Ergebnisse weiterer Mes-
sungen werden in Kürze erwartet.

BKM wird nach Vorlage der Messergebnisse aller Infor-
mationspfl ichten in seinem Bereich gemeinsam mit 
den betroffenen Einrichtungen und gegebenenfalls 
unter Hinzuziehung der Verbände im Herbst 2007 
Möglichkeiten der Absenkung von Bürokratie kosten 
untersuchen.

D.3.3 Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales

Mit dem Verwaltungsvereinfachungsgesetz im Jahr 
2005 wurde das bis dahin noch zu einem großen Teil 
papiergestützte Verfahren zur Übermittlung von 
Meldedaten und Beitragsnachweisen für die Sozial-
versicherung auf ein vollautomatisiertes Übertra-
gungsverfahren durch Datenübermittlung zwingend 
umgestellt. Damit wurde erreicht, dass von den rund 
120 Millionen Meldungen, von denen noch circa 48 
Prozent auf Papier übersandt wurden, und den eben-
falls rund 120 Millionen Beitragsnachweisen, die zum 
überwiegenden Teil noch per Papier versandt worden 
sind, Ende des Jahres 2006 rund 99,6 Prozent durch 
Datenübertragung übermittelt werden. Darüber hin-
aus konnte die Fehlerquote der gemeldeten Daten, die 
bis 2006 bei rund 34 Prozent lag, auf rund ein Prozent 
reduziert werden. Außerdem wurde der Zeitpunkt der 
Abgabe der Meldungen an den Rhythmus der elektro-
nischen Entgeltabrechnung angeglichen, wodurch 
weitere Kostengewinne bei den Verfahrenskosten zu 
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erwarten sind. Eine entsprechende Ex-Ante-Berech-
nung hat eine Einsparung von rund 812 Millionen 
Euro für die Wirtschaft erbracht. Die Einsparungen im 
Bereich der Sozialversicherungsträger konnten noch 
nicht berechnet werden, dürften aber in vergleich-
barem Umfang liegen.

Durch einen Änderungsantrag zum Ersten Mittel-
stand-Entlastungs-Gesetz (MEG I) wurde eine Verein-
fachungsregelung zur neuen Beitragsfälligkeit in der 
Sozialversicherung, die ab dem 1. Januar 2006 die Fäl-
ligkeit aufgrund einer Schätzung im laufenden Monat 
vorsieht, eingeführt. Diese Neuregelung erbrachte 
eine Einsparung von rund 650 Millionen Euro pro Jahr 
für die betroffenen Betriebe. 

Eine weitere Entlastung der Wirtschaft soll durch die 
Übertragung der Arbeitgeberprüfung für den Bereich 
der Unfallversicherung auf die Rentenversicherung 
erfolgen. Durch die Zusammenlegung auf eine 
Prüfung soll der Arbeitsausfall im Betrieb durch den 
Besuch des Prüfers reduziert werden. Bei rund 170.000 
Prüfungen der Unfallversicherungsträger im Jahr 
ist von einer Einsparung von rund 23 Millionen Euro 
auszugehen.

D.3.4 Bundesministerium für 
Bildung und Forschung

Vorrangige Aufgabe des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung (BMBF) ist die institutionelle 
und projektbezogene Förderung von Bildung und 
Forschung. Hierbei ist die Rechtsetzung nicht das 
zentrale Handlungsinstrument. Dementsprechend 
wurden lediglich 30 Informationspfl ichten der 
Wirtschaft im Rechtsbestand des BMBF identifi ziert. 
Ein großer Teil beruht auf dem Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) und betrifft ausbildende Unternehmen und 
Einrichtungen. Das vor Kurzem verabschiedete Gesetz 
trägt dem Interesse der Betriebe an geringen bürokra-
tischen Belastungen wie dem Informationsbedarf für 
die Qualitäts- und Angebotssicherung in der beruf-
lichen Ausbildung bereits in hohem Maße Rechnung, 
auch durch die Nutzung von Informations- und 
Kommunikationstechnik bei der Informationsüber-
mittlung. Die Diskussion mit den beteiligten Akteuren 
über weitere Vereinfachungspotenziale auf der Basis 
der SKM-Ergebnisse ist aufgenommen worden. Im 
Rechtsbereich der Ausbildungsförderung (BAföG) 
betreffen Informationspfl ichten vor allem die Bür-
gerinnen und Bürger. Mit dem 22. Änderungsgesetz 
werden durch weiter gehende Pauschalierung zwei 
Informationspfl ichten entfallen.

In der Bildungs- und Forschungsförderung hat das 
BMBF mit dem Projektverwaltungssystem profi  ein 
Verfahren etabliert, das die Antragstellung und 
Abwicklung für Förderinteressenten aus Wirtschaft 
und Wissenschaft wie für die Verwaltung erheblich 

vereinfacht und beschleunigt. Mit der Beteiligung 
des Bundesverwaltungsamtes (BVA) als profi -Nutzer 
seit dem 1. Januar 2006 wird profi  inzwischen von 
elf Bundesressorts unmittelbar oder über das BVA 
genutzt. Aktuell steht der Übergang vom Pilotbetrieb 
zur breiten Nutzung von profi -online an. Damit wird 
den Zuwendungsempfängern ein Internetportal 
angeboten, das einen schnellen und sicheren Kommu-
nikationsweg für den Austausch elektronischer Daten 
mit dem Zuwendungsgeber bietet. Darüber hinaus 
sind im Rahmen der Hightech-Strategie neue, verein-
fachte Förderinstrumente wie die Forschungsprämie 
oder die Förderinitiative KMU-innovativ eingeführt 
worden. So wird zum Beispiel mit KMU-innovativ die 
Beantragung und Bewilligung von Fördermitteln für 
kleine und mittelständische Unternehmen (KMU) mit 
Spitzenforschung vereinfacht und beschleunigt.

D.3.5 Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (BMELV) hat im Jahr 
2006 zusammen mit Agrarpolitikern der Koaliti-
onsfraktionen, mit den Bundesländern und den 
Verbänden einen „Aktionsplan zur Verringerung 
bürokratischer Hemmnisse in der Land-, Forst- und 
Ernährungswirtschaft“ erarbeitet. Dieser Aktionsplan 
enthält die geplanten Bürokratieabbaumaßnahmen 
und umfasst neben dem Abbau von Standards und 
materiellen Regelungen auch die Vereinfachung von 
Informationspfl ichten, die im Rahmen des SKM-Pro-
zesses noch nicht gemessen wurden. Bei der Erarbei-
tung des Aktionsplanes hatten die Länder und die 
Verbände Gelegenheit, eigene Vorschläge für Verein-
fachungsmaßnahmen einzubringen. Der von einer 
Bund-Länder-Lenkungsgruppe unter Leitung von 
Bundesminister Seehofer im Juni 2006 beschlossene 
Aktionsplan enthält 27 Einzelmaßnahmen und wurde 
im Februar 2007 um weitere 14 Maßnahmen ergänzt1. 
Von den bereits wirksam gewordenen Maßnahmen 
haben insbesondere die Aufhebung der Pfl icht zum 
Mitführen eines Rinderpasses im innerstaatlichen 
Verkehr sowie die Vereinfachungen bei den Aufzeich-
nungen beim Umgang mit Tierarzneimitteln die 
Betriebe entlastet. Darüber hinaus wurden die gesetz-
lichen Voraussetzungen geschaffen, um durch die 
Mehrfachnutzung vorhandener statistischer Daten die 
Informationspfl ichten von Landwirten und Unterneh-
mern zu reduzieren beziehungsweise zu vereinfachen.

Bei den in Umsetzung befi ndlichen Maßnahmen wird 
die Novellierung des Vieh- und Fleischgesetzes die 
Bürokratiekosten für die betroffenen Wirtschafts-
kreise vermindern. Daneben wird die Einführung 
von Onlineverfahren kontinuierlich weiter betrieben 

1  Siehe www.bmelv.de, dort Landwirtschaft/Bürokratieabbau.
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(elektronische Sortenakte, Onlineantrag und elek-
tronische Antragsbearbeitung bei der Zulassung von 
Pfl anzenschutzmitteln).

Ein effektiver und nachhaltiger Abbau unnötiger 
Bürokratie im BMELV-Bereich ist ohne Einschaltung 
der EU-Ebene nicht denkbar, da rund 80 Prozent der 
Informationspfl ichten der Wirtschaft im EU-Recht 
begründet sind. Große Fortschritte beim Bürokra-
tieabbau auf EU-Ebene hat das BMELV während der 
deutschen Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr 
2007 durch die Einheitliche Gemeinsame Marktor-
ganisation sowie durch die Vereinbarung von Ver-
einfachungen bei den Kontrollen zur Einhaltung der 
anderweitigen Vorschriften („Cross Compliance“) 
erzielt. Das BMELV wird in die Beratungen zur 2008 
anstehenden sogenannten Gesundheitsüberprüfung 
der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU ein Arbeitspro-
gramm mit eigenen Vereinfachungsvorschlägen des 
EU-Rechts, insbesondere im Bereich der Direktzah-
lungen und der Durchführung von Förderprogram-
men, einbringen.

D.3.6 Bundesministerium der 
Finanzen

Das Bundesministerium der Finanzen betreibt bereits 
seit fast zehn Jahren einen spürbaren Bürokratieab-
bau. Es hat mit der Einführung der Elektronischen 
Steuererklärung (ELSTER) und dem Automatisierten 
Tarif- und Lokalen Zoll-Abwicklungs-System (ATLAS) 
ganz wesentliche Vereinfachungen für Wirtschafts-
unternehmen, Bürgerinnen und Bürger sowie Ver-
waltung geschaffen. Es hat damit bereits frühzeitig 
Maßnahmen ergriffen, die in anderen europäischen 
Staaten erst sehr viel später durch Bürokratieabbau-
programme initiiert wurden. Diese Ansätze werden 
konsequent weitergeführt und durch zusätzliche 
Maßnahmen ergänzt.

Mit dem Projekt ElsterLohn II soll die bisherige 
Lohnsteuerkarte komplett durch ein elektronisches 
Datenhaltungssystem, die sogenannte virtuelle Lohn-
steuerkarte, ersetzt werden. ElsterLohn II knüpft an 
die Modernisierung durch ElsterLohn I an, indem der 
Verfahrensweg von der Ausstellung der Lohnsteuer-
karte durch die Gemeinden bis zur Übergabe an den 
Arbeitnehmer beziehungsweise Arbeitgeber refor-
miert wird. So wird das gesamte bisherige Lohnsteuer-
kartenverfahren durch ein modernes elektronisches 
Verfahren abgelöst. Durch die elektronisch zur Verfü-
gung stehenden Daten werden auch statistische Aus-
wertungen erleichtert. Mit der zentralen Verwaltung 
der virtuellen Besteuerungsgrundlagen (bisher war 
dies Aufgabe von Gemeinden, Bürgerinnen und Bür-
gern sowie Unternehmen) trägt das Projekt auch ganz 
entscheidend zum Bürokratieabbau bei Wirtschaft, 
Bürgerinnen und Bürgern sowie Verwaltung bei.

Abschaffung der Jahresbescheinigung nach § 24c Ein-
kommensteuergesetz (EStG): Nach geltendem Recht 
haben Kreditinstitute oder Finanzdienstleistungsins-
titute ihren Kunden eine Jahresbescheinigung über 
Kapitalerträge und Veräußerungsgewinne aus Finanz-
anlagen auszustellen. Die Vorschrift wird mit Einfüh-
rung der Abgeltungsteuer ab 2009 ersatzlos aufgeho-
ben, da zukünftig in der Regel keine Veranlagung der 
Kapitalerträge mehr erfolgt. Soweit doch im Einzelfall 
eine Veranlagung durchgeführt wird, werden alle 
Daten, die der Steuerpfl ichtige beziehungsweise das 
für ihn zuständige Finanzamt für eine eventuell erfor-
derliche Korrektur der Abgeltungsteuer benötigen, in 
der neu gestalteten Steuerbescheinigung nach § 45a 
Abs. 2 und 3 EStG enthalten sein.

Mit der kostenfreien Online-Zolltarifdialoganwen-
dung wurde für kleine und mittlere Unternehmen mit 
geringem Importhandelsvolumen (Handlungskosten-
ersparnis für diese Unternehmen) die Möglichkeit 
der Onlinevorlage und -abschreibung von den vom 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
aus gestellten Einfuhrgenehmigungen und Überwa-
chungsdokumenten geschaffen, wenn die Zollan-
meldung ebenfalls elektronisch abgegeben wird. Die 
Beseitigung des Medienbruches erspart Verfahrensbe-
teiligten die Vorlage der Unterlagen beim Zollamt und 
somit Aufwand und Personalkosten. Eine gleichartige 
Schnittstelle soll mit der nächsten ATLAS-Version 
auch für den Bereich der Agrareinfuhrlizenzen mit 
der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 
in Betrieb genommen werden (Onlinevorlage und 
-ab schreibung von Einfuhrlizenzen mit denselben 
Er leich terungs- und Sparpotenzialen wie bei den 
Ein fuhr genehmigungen). 

Das Projekt Familienkasse Online, das durch das 
Bundeszentralamt für Steuern in Zusammenarbeit mit 
dem Bundesamt für zentrale Dienste und offene Ver-
mögensfragen und dem Zentrum für Informations-
verarbeitung und Informationstechnik durchgeführt 
wird, erarbeitet ein IT-Verfahren zur Festsetzung und 
Zahlbarmachung von Kindergeld, zunächst für Bund, 
Länder und Kommunen. Das Verfahren soll dazu bei-
tragen, die Geschäftsprozesse der Familienkassen zu 
optimieren. Der Projektabschluss ist für 2009 geplant. 

D.3.7 Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) hat 56 Informationspfl ichten 
der Wirtschaft in seinem Zuständigkeitsbereich 
identifi ziert. Bei bislang 26 gemessenen Informati-
onspfl ichten beläuft sich die Belastung auf insgesamt 
rund 45 Millionen Euro, wovon rund 40 Millionen 
Euro auf die nachstehend genannten zwei Informati-
onspfl ichten entfallen:
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Unterrichtungspfl icht des Arbeitgebers 
(§ 2 Mutterschutzrichtlinienverordnung)

Meldung durchgeführter Schwangerschaftsab-
brüche (§ 18 Schwangerschaftskonfl iktgesetz)

Weitere zehn Informationspfl ichten liegen oberhalb 
einer Grenze von 100.000 Euro Kostenbelastung, dazu 
kommen vierzehn Informationspfl ichten unterhalb 
dieser Grenze.

Das BMFSFJ wird nach Vorlage der Messergebnisse der 
restlichen Informationspfl ichten der Wirtschaft inten-
siv Möglichkeiten der Reduktion von Bürokratiekosten 
untersuchen.

Eine wesentliche Aufgabe des BMFSFJ besteht auch in 
der institutionellen und projektbezogenen Förderung 
von gemeinnützigen Trägern der Familien-, Senioren-, 
Kinder- und Jugendarbeit sowie der Wohlfahrtspfl ege. 
In den hierfür geltenden Förderrichtlinien wurde und 
wird auch künftig im Einvernehmen mit dem BMF 
und dem Bundesrechnungshof die Möglichkeit der 
Verringerung der Bürokratiekosten geprüft. Deutliche 
Entlastungen haben sich bereits durch Verfahrensver-
einfachungen und Pauschalierungen ergeben.

Mit der Einführung des Projektförderinformations-
systems profi  konnte die Antragstellung und Zahlbar-
machung entscheidend vereinfacht und beschleunigt 
werden. Mit der geplanten Implementierung von 
profi -online sind weitere Entlastungen für die von 
uns unterstützten Träger und Kooperationspartner 
gegeben.

D.3.8 Bundesministerium für 
Gesundheit

Das Bundesministerium für Gesundheit hat bereits zu 
Beginn der Legislaturperiode unter der Leitung der 
Parlamentarischen Staatssekretärin Caspers-Merk 
eine Arbeitsgruppe zu dem Thema Bürokratieabbau 
im Gesundheitswesen einberufen. Mit insgesamt 
25 Vertreterinnen und Vertretern aus den Interes-
sengruppen der Ärzte und Krankenkassen wurde 
erörtert, welche bürokratischen Anforderungen im 
Gesundheitswesen verzichtbar oder reduzierbar 
sind. Die Arbeitsgruppe hat am 31. Mai 2006 zwanzig 
Beschlüsse verabschiedet. Diese wurden zu einem 
großen Teil bereits umgesetzt. 

Für die Umsetzung derjenigen Beschlüsse, die sich 
nicht ausschließlich an die Selbstverwaltung richten, 
wurden insbesondere mit dem Gesetz zur Stärkung 
des Wettbewerbs in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV-WSG) die rechtlichen Grundlagen 
geschaffen. Das GKV-WSG ist am 1. April 2007 in Kraft 
getreten und sieht hier unter anderem folgende Rege-
lungen vor:

•

•

Vereinfachung der Durchführung der struktu-
rierten Behandlungsprogramme bei chronischen 
Krankheiten (Disease-Management-Programme) 
(DMP),

Vermeidung der Doppelerhebung von Daten in 
Krankenhäusern durch die Möglichkeit einer 
Nutzung bestimmter DRG-Daten für Zwecke der 
Qualitätssicherung,

Reduzierung des Aufwandes bei der Sammlung 
und Auswertung der bei der Durchführung von 
Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten 
anfallenden Ergebnisse durch eine Verpfl ichtung 
des Gemeinsamen Bundesausschusses zur Festle-
gung konkreter Vorgaben.

Darüber hinaus wurden auch im Medizinprodukte-
recht entbürokratisierende und rechtsvereinfachende 
Änderungen vorgenommen. Hier geht es um die 
Schaffung eines webbasierten Informationssystems 
für das gesamte Anzeige- und Meldeverfahren im 
Medizinproduktebereich, Streichung entbehrlicher 
Anzeigepfl ichten in Bezug auf die klinische Prüfung 
sowie Aufhebung der MPG-TSE-Verordnung. 

Im Zuge des Programms für Bürokratieabbau und 
bessere Rechtsetzung hat das Bundesministerium für 
Gesundheit rund 560 Informationspfl ichten für die 
Wirtschaft von unterschiedlicher Qualität identifi -
ziert. Die geschätzte Kostenbelastung bei den gemes-
senen Informationspfl ichten beläuft sich zum Stichtag 
30. September 2007 auf circa 1,5 Milliarden Euro. 
Allerdings entfallen hier allein auf die Rechnungsstel-
lung der Ärzte gegenüber den Krankenkassen (453 
Millionen Euro) und auf die Abrechnung der Arznei-
mittel durch Apotheken (445 Millionen Euro) fast eine 
Milliarde Euro. Inwieweit die Kosten für das Ausstellen 
von Rechnungen durch Ärzte oder für die Abrech-
nung von Arzneimitteln durch Apotheker überhaupt 
als Bürokratiekosten anzusehen sind und in die 
Gesamtbewertung der Bürokratiekostenmessung im 
Wege des Standardkosten-Modells einfl ießen, muss im 
weiteren Prozessverlauf geprüft werden. 

Unabhängig davon ist festzustellen, dass angesichts 
der hohen Fallzahlen von zum Beispiel 581 Millionen 
Rechnungsstellungen der Ärzte oder 591 Millionen 
Rezepten pro Jahr die konkrete Kostenbelastung 
pro Einzelfall gering ist (0,78 Euro pro Rechnung; 
0,75 Euro pro Rezept). 

Das Bundesministerium für Gesundheit geht außer-
dem davon aus, dass mit der geplanten Einführung 
der elektronischen Gesundheitskarte erhebliche Ver-
besserungen der Ablaufprozesse möglich werden, die 
zu beträchtlichen Kosteneinsparungen für alle Betei-
ligten führen. Die darüber hinaus geplanten Änderun-
gen des Betäubungsmittelrechts haben ebenfalls das 
Ziel, Ärzte und Apotheker, aber auch die Pharmazeu-

•

•

•
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tische Industrie, insbesondere den Großhandel, von 
Bürokratiekosten zu entlasten.

D.3.9 Bundesministerium des 
Innern

Das Bundesministerium des Innern (BMI) hat 470 
Informationspfl ichten für die Wirtschaft in seinem 
Zuständigkeitsbereich identifi ziert. Die bürokratische 
Belastung beträgt bei 130 gemessenen Informations-
pfl ichten aktuell rund 900 Millionen Euro.

Schwerpunkte der Belastung nach derzeitigem Stand 
sind das Meldewesen, das Geldwäschebekämpfungs- 
und das Datenschutzrecht. Daher sollen insbeson-
dere diese Bereiche auf Entlastungspotenziale hin 
untersucht werden. Hierzu werden bedarfsorientiert 
Arbeitsgruppen eingerichtet, die sowohl von Vertre-
tern der gesetzgebenden Referate, der Wirtschaft als 
auch gegebenenfalls der Länder beschickt werden.

Ein Beispiel für das Erschließen von Vereinfachungs-
potenzialen ist das Vorgehen zur Änderung der 
In te gra tions kursverordnung. Ausgehend von einer 
umfassenden Evaluation des geltenden Rechts wur-
den Empfehlungen zur Bürokratieentlastung der 
 Kurs träger erarbeitet, bewertet und in den Ände-
rungsentwurf aufgenommen. Die im Entwurf vorge-
sehenen Änderungen entlasten die Anbieter von Inte-
grationskursen zukünftig um über sechs  Millionen 
Euro pro Jahr.

Einige Projekte mit dem Ziel der Reduzierung von 
Bürokratiekosten wurden bereits initiiert. Hierunter 
fällt zum einen die Änderung der Luftsicherheits-
Zuverlässigkeitsüberprüfungsverordnung. Durch Ver-
größerung des Wiederholungsintervalles der Prüfung 
werden der Wirtschaft schätzungsweise 3,75 Millio-
nen Euro pro Jahr erspart. 

Ein weiteres Projekt ist die Reform des Personen-
standsrechts. Die Führung des Personenstandsregis-
ters erfolgt zukünftig elektronisch, damit einherge-
hend werden verschiedene Pfl ichten der Standesämter 
auf elektronische Datenaustauschverfahren umge-
stellt. Das Projekt „elektronische Verdachtsanzeige“ 
hat zum Ziel, im Rahmen der Geldwäschebekämp-
fung Daten der Finanzdienstleister automatisiert an 
das Bundeskriminalamt und weitere Behörden zu 
übermitteln. 

Gerade die beiden letztgenannten Projekte zeigen, 
dass verschiedene IT-Lösungen einen grundlegenden 
Bestandteil der Vereinfachungsstrategie darstellen 
werden. Es ist bereits jetzt absehbar, dass der SKM-
Prozess verschiedene Maßnahmen des Programms 
„Zukunftsorientierte Verwaltung durch Innovationen 
einschließlich E-Government 2.0“ verstärken wird. 

Um konkrete Potenziale für E-Government-Dienste 
zu identifi zieren und ein Vorgehensmodell zu entwi-
ckeln, wurde vom BMI eine Studie in Auftrag gegeben. 
Die Studie wird in enger Abstimmung mit dem BK 
erstellt und voraussichtlich im Oktober 2007 vorliegen. 

Gleichzeitig stellt das Vermeiden neuer Bürokratie 
einen Schwerpunkt in der Arbeit des BMI dar. Die 
Kompetenz der Mitarbeiter wurde durch Schulungen 
zum Ex-ante-Abschätzverfahren gestärkt. Durch 
moderierte Fachgespräche zur Identifi zierung von 
Informationspfl ichten, von Alternativen und zur 
Kostenabschätzung konnte Akzeptanz für den Prozess 
und erhöhtes Kostenbewusstsein in den entspre-
chenden Gesetzgebungsreferaten erreicht werden. 

D.3.10   Bundesministerium 
der Justiz

Unabhängig vom Prozess der Standardkostenmessung 
tragen unterschiedliche Maßnahmen und Vorhaben 
des Bundesministeriums der Justiz der Notwendig-
keit von Vereinfachung und besserer Rechtsetzung 
Rechnung.

Der Gesetzentwurf zur Entschuldung mittelloser 
Personen, zur Stärkung der Gläubigerrechte sowie 
zur Insolvenzfestigkeit von Lizenzen reformiert das 
Verfahren zur Restschuldbefreiung bei der Verbrau-
cherinsolvenz. Nach geltendem Recht musste zur 
Erreichung der Restschuldbefreiung immer ein regu-
läres Insolvenzverfahren durchgeführt werden. Dies 
galt auch in den Fällen, in denen von vornherein klar 
war – etwa weil der Schuldner bereits die Verfahrens-
kosten nicht aufbringen konnte –, dass ein Insolvenz-
verfahren keinen Ertrag für die Gläubiger bringen 
wird. Da das herkömmliche Insolvenzverfahren 
wegen seiner zahlreichen öffentlichen Bekanntma-
chungen, Zustellungen und Termine sehr aufwändig 
ist und erhebliche Sach- und Personalkosten bei den 
Insolvenzgerichten verursacht, soll dieses Verfahren 
so reformiert werden, dass Gläubigerschutz und Effi zi-
enz der Restschuldbefreiung in einem angemessenen 
Verhältnis stehen. Daher soll zukünftig nach Stellung 
eines Insolvenzantrages und eines Antrages auf Rest-
schuldbefreiung bei Mittellosen zunächst ein vorläu-
fi ger Treuhänder – anstatt eines Sachverständigen – 
überprüfen, ob beim Antragsteller noch Vermögen 
vorhanden ist. Diese Prüfung gestaltet sich wesentlich 
einfacher und ist nicht so langwierig wie die her-
kömmliche Prüfung im Insolvenzverfahren. Steht 
nach Prüfung durch den vorläufi gen Treuhänder fest, 
dass nicht genügend Masse zur Durchführung des 
Insolvenzverfahrens vorhanden ist, hat das Gericht 
den Insolvenzantrag mangels Masse abzuweisen und 
zugleich das Entschuldungsverfahren einzuleiten.

Das Gesetz über elektronische Handelsregister und 
Genossenschaftsregister sowie das Unternehmensre-
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gister (EHUG) hat erheblich zur Reduzierung von Kos-
ten für die Wirtschaft beigetragen. Für die Wirtschaft 
gibt es infolge der wesentlich geringeren Entgelte für 
den Onlineabruf von Daten aus den Registern und 
die elektronische Bekanntmachung von Registerein-
trägen spürbare Einsparungen. Dies kommt gerade 
neuen Existenzgründungen zugute.

Einen weiteren wichtigen Schritt in Richtung Büro-
kratieabbau stellt die GmbH-Reform dar. So braucht 
man künftig nur noch ein Mindeststammkapital von 
10.000 Euro. Die Eintragung einer GmbH wird somit 
günstiger, schneller und unbürokratischer.

Mit dem Projekt „eFührungszeugnis“ setzt sich das 
Bundesamt für Justiz zusammen mit den Meldebe-
hörden der Länder die elektronische Beantragung 
von Führungszeugnissen für Privatpersonen zum 
Ziel. Dadurch soll eine schnellere Auskunftserteilung 
möglich werden. 

Der bei allen Bundesgerichten eröffnete elektronische 
Rechtsverkehr ermöglicht es den an Gerichtsverfah-
ren Beteiligten, prozesswirksam ausschließlich elek-
tronisch mit den Bundesgerichten kommunizieren zu 
können. Dadurch wird eine effi zientere und zügigere 
Durchführung der Verfahren ermöglicht und es 
werden zusätzlich Kosten gespart. In einem weiteren 
Ausbauschritt ist geplant, elektronische Gerichtsakten 
einzuführen.

Das Deutsche Patent- und Markenamt (DPMA) verfügt 
bereits seit längerem über eine elektronische Post-
recherche und die Möglichkeit zur elektronischen 
Anmeldung von Patenten und zur elektronischen 
Entgegennahme der Markenbeschwerdesachen. Zu-
sätzlich können seit Oktober 2006 Einsprüche und 
Beschwerden gegen Marken- und Patentbeschlüsse 
sowie Anmeldungen von Marken- und Gebrauchs-
mustern auch elektronisch eingereicht werden.

Darüber hinaus zielt das vom BMJ entwickelte Kon-
zept der Rechtsbereinigung auf die Minimierung des 
Normenbestandes, indem zunächst ganz formal alle 
Vorschriften aus dem Bestand des geltenden Bundes-
rechts entfernt werden, die heute keine praktische 
Bedeutung mehr haben. Diese formale Rechtsberei-
nigung ist eine Daueraufgabe, wobei sich im Laufe 
der Zeit der Schwerpunkt von der gesammelten 
Bereinigung durch Rechtsbereinigungsgesetze zur 
Bereinigung bei Gelegenheit anstehender Rechtset-
zungsvorhaben verschieben wird. Die Rechtsbereini-
gung wird eigenverantwortlich durch jedes Ressort 
durchgeführt. Das BMJ gibt die erforderliche Anlei-
tung – etwa durch Vorgabe bestimmter Bereinigungs-
schwerpunkte und -kriterien oder Empfehlungen zur 
Rechtsetzungstechnik – und unterstützt die Ressorts 
durch Informationen aus der Datenbank des Bundes-
rechts sowie durch Beratung im Einzelfall.

In der 16. Legislaturperiode wurden neun Rechtsbe-
reinigungsgesetze im Bundesgesetzblatt verkündet, 
mit denen 618 Rechtsvorschriften aus dem geltenden 
Recht gestrichen wurden und in den Zuständigkeits-
bereichen des BMJ und des BMI in großem Umfang 
vereinigungsbedingtes Übergangsrecht bereinigt 
wurde. Daneben wurden zahlreiche Rechtsvor-
schriften auch bei Gelegenheit anderer Rechtset-
zungsvorhaben bereinigt.

Ein weiteres Rechtsbereinigungsgesetz des BMJ steht 
nach der Sommerpause zur abschließenden Beratung 
im Bundestag an; es sieht die Bereinigung um weitere 
198 Rechtsvorschriften, das gesamte Besatzungsrecht 
und weitere vereinigungsbedingte Übergangsre-
gelungen vor. Das BMJ wird in diesem Jahr noch ein 
drittes Rechtsbereinigungsgesetz auf den Weg brin-
gen und auch das BMF bereitet derzeit ein weiteres 
Rechtsbereinigungsgesetz vor. 

D.3.11   Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit

Die Möglichkeiten des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) zu 
Vereinfachungsmaßnahmen werden in erheblichem 
Umfang durch die Vorgaben des Europäischen Rechts 
beeinfl usst, da auch das Umweltrecht zu den Rechts-
bereichen gehört, die überdurchschnittlich europa-
rechtlich vorgeprägt sind. Die Umsetzung möglicher 
Vereinfachungen auf nationaler Ebene erfolgt in der 
Regel im Zuge umfassender Novellierungsvorhaben.

Beispiel für eine solche Vereinfachungsmaßnahme 
sind das Gesetz und die Verordnung zur Vereinfa-
chung der abfallrechtlichen Überwachung, die am 
1. Februar 2007 in Kraft getreten sind.

Die Maßnahme hat zum Ziel, die Abfallbehörden 
sowie die betroffene Wirtschaft von unnötiger Büro-
kratie zu entlasten und gleichzeitig die Effi zienz der 
abfallrechtlichen Überwachung zu stärken. Um dieses 
Ziel zu erreichen, wurde das Vereinfachungskonzept 
auf drei Säulen gestützt: 

Strukturelle Anpassung an die Vorgaben des euro-
päischen Rechts

Punktuelle Vereinfachung in Einzelbereichen, 
wie der Verzicht auf betriebliche Konzept- und 
Bilanzpfl ichten 

Elektronische Abwicklung des abfallrechtlichen 
Nachweisverfahrens 

Die Öffnung des Nachweisverfahrens für moderne 
Kommunikationstechniken erfolgt bis April 2010. 

•

•

•
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Gegenwärtig werden den Überwachungsbehörden 
noch circa 125.000 Entsorgungsnachweise und 2,5 
Millionen Begleitscheine pro Jahr auf dem Formular-
weg zur Prüfung vorgelegt.

Für die weitere Arbeit des BMU besitzt das Umweltge-
setzbuch (UGB) besondere Bedeutung.

Die umweltrechtlichen Vorschriften weisen derzeit 
große Regelungsunterschiede auf, die sachlich nicht 
gerechtfertigt sind. Das UGB soll die fachrechtlichen 
Vorschriften zusammenführen und harmonisie-
ren. Die Entbürokratisierung und Vereinfachung 
wird sowohl der Wirtschaft als auch den Behörden 
zugutekommen.

Wesentliche Effekte sind:

Ersetzung diverser fachrechtlicher Regelungen 
durch einheitliche übergreifende Vorschriften 
insbesondere beim Verfahrensrecht

Erhebliche Reduzierung der Anzahl und Vielfalt 
von Umweltvorschriften 

Größere Überschaubarkeit und leichtere Anwend-
barkeit des Umweltrechts

Geringere Fehleranfälligkeit im Vollzug

Industrieanlagen und andere umweltrelevante 
Vorhaben, für die bislang mehrere parallel laufende 
Zulassungsverfahren durchzuführen sind (unter 
anderem: immissionsschutzrechtliche Genehmigung, 
wasserrechtliche Erlaubnis), werden nach dem UGB 
nur noch eine Vorhabengenehmigung benötigen, die 
alle Umweltgesichtspunkte einbezieht. Das bedeutet 
weniger Aufwand für den Antragsteller – nur noch 
eine Behörde als Ansprechpartner, einheitliche 
Verfahrensanforderungen und Antragsunterla-
gen – und vereinfacht den behördlichen Prüf- und 
Abstimmungsprozess.

D.3.12   Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS) hat gut 1.000 Informations-
pfl ichten für die Wirtschaft in seinem Normenbe-
stand identifi ziert. Der Schwerpunkt liegt dabei im 
Straßenverkehrsrecht, wobei hier wie auch bei den 
anderen Verkehrsträgern die Informationspfl ichten 
zum überwiegenden Teil der Gewährleistung der 
Verkehrssicherheit dienen. Im Städtebaurecht sollen 
die Informationspfl ichten vor allem eine nachhaltige 
städtebauliche Entwicklung gewährleisten; sie dienen 
insbesondere der Realisierung der städtebaulichen 
Planungen. 

•

•

•

•

Ungeachtet dieses sensiblen Umfelds konnte das 
BMVBS durch Abschaffung beziehungsweise Verän-
derung von Informationspfl ichten an einigen Stellen 
bereits Kostenentlastungen für die Wirtschaft bewir-
ken. Beispielhaft herausgehoben wird die in mehreren 
Schritten, unter anderem im 2. Mittelstand-Entlas-
tungs-Gesetz (MEG II), erfolgte Vereinfachung der 
Verkehrsstatistik: Periodizitäten wurden verlängert, 
Stichprobenumfänge verkleinert und verzichtbare 
Erhebungsmerkmale gestrichen. 

Der Schwerpunkt der Bürokratieabbaumaßnahmen 
des BMVBS liegt bislang in Bereichen außerhalb des 
SKM-Prozesses. Erheblich zur Entbürokratisierung 
tragen Maßnahmen im Planungsrecht bei. Das Infra-
strukturplanungsbeschleunigungsgesetz eröffnet 
seit Ende 2006 bundesweit die Möglichkeit gestraff-
ter, vereinfachter und verkürzter Planungsprozesse 
im Bereich der Verkehrswege und der Energie- und 
Versorgungsleitungen. Mit dem Anfang 2007 in Kraft 
getretenen Gesetz zur Erleichterung von Planungs-
vorhaben für die Innenentwicklung der Städte 
wurde unter anderem ein beschleunigtes Verfahren 
für Bebauungspläne der Innenentwicklung einge-
führt sowie der Abschluss von Sanierungsverfahren 
erleichtert. 

Auch wenn sich beide Maßnahmen der Ermittlung des 
Entlastungsvolumens mittels SKM entziehen, schaffen 
sie Investitionsanreize zur Stärkung des Wirtschafts-
standorts Deutschland.

Das BMVBS hat im August 2007 dem Bundesrat eine 
Verordnung zur Änderung fahrpersonalrechtlicher 
Vorschriften zugeleitet. Durch diese Verordnung wer-
den insbesondere Handwerksbetriebe durch Abschaf-
fung von Informationspfl ichten um schätzungs-
weise 36,5 Millionen Euro jährlich entlastet, indem 
bestimmte Fahrzeuge zwischen 2,8 und 3,5 Tonnen 
von Aufzeichnungspfl ichten über die Lenk- und Ruhe-
zeiten befreit werden. 

Für das Jahr 2008 plant das BMVBS ferner eine Reform 
des Fahrlehrerrechts. Es werden in Hinblick auf Infor-
mationspfl ichten Erleichterungen und damit Kosten-
reduktionen in der betroffenen Wirtschaft erwartet. 

Nach dem Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 
Neuregelung des Wohngeldrechts und zur Ände-
rung anderer wohnungsrechtlicher Vorschriften des 
BMVBS sollen im Wohngeldrecht zwei Informati-
onspfl ichten für die Wirtschaft ab 2008 vereinfacht 
werden.

Schließlich geht das BMVBS davon aus, dass sich auch 
die laufenden Arbeiten zur Vereinfachung und Ver-
schlankung der VOB/A jedenfalls mittelbar kostenre-
duzierend für Unternehmen auswirken können. 
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D.3.13   Bundesministerium der 
Verteidigung

Im Ressortvergleich hat das Bundesministerium der 
Verteidigung nur einen äußerst geringen Anteil von 
elf Informationspfl ichten der Wirtschaft. Die drei bis-
her gemessenen Informationspfl ichten ergaben eine 
Gesamtkostenbelastung von 337.000 Euro. Abbau-
potenzial in diesem Bereich wird noch geprüft, dürfte 
jedoch bei der Informationspfl icht mit der größten 
Kostenbelastung (324.000 Euro) nicht gegeben sein. 

Neben der Pfl ichterfassung von Informationspfl ichten 
aus Gesetzen und Rechtsverordnungen wird das 
Bundesministerium der Verteidigung die Bürokra-
tiekosten seiner Verwaltungsvorschriften, die in die 
„Datenbank für Verwaltungsvorschriften des Bundes“ 
eingestellt sind, vom Statistischen Bundesamt messen 
lassen, um danach eventuelles Einsparpotenzial zu 
ermitteln. Die interne Erfassung der Informations-
pfl ichten hat begonnen. 

Im Rahmen des ressorteigenen Programms „Entbü-
rokratisierung nach innen“ verfolgt das Bundesmi-
nisterium der Verteidigung konkrete Entbürokrati-
sierungsvorschläge, die von internen Arbeitsgruppen 
und Workshops sowie aus dem Vorschlagswesen 
und von Einzelmeldungen stammen. Die Verbesse-
rung der Auftragsdurchführung im Einsatz steht im 
Mittelpunkt.

D.3.14   Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo-
gie (BMWi) hat gut 1.600 Informationspfl ichten in sei-
nem 900 Normen umfassenden Rechtsbestand iden-
tifi ziert. Vor dem Hintergrund der kleinteiligen und 
stark branchenbezogenen Regelungen hat das BMWi 
ein Forschungsvorhaben zur Identifi zierung von spür-
baren Entlastungspotenzialen bei den durch Informa-
tionspfl ichten bedingten Kosten in Auftrag gegeben; 
Ergebnisse sollen im Frühjahr 2008 vorliegen. 

Bisher hat das BMWi im Rahmen des Ersten und 
Zweiten Mittelstand-Entlastungs-Gesetzes spür-
bare Entlastungen umgesetzt, die unter anderem 
das Statistik- und Gewerberecht betrafen. Auch im 
Außenwirtschafts- und Berufsaufsichtsrecht wurden 
Vereinfachungen schon umgesetzt. Darüber hinaus 
plant das BMWi weitere die Wirtschaft entlastende 
Maßnahmen wie die Aufhebung der vierteljährlichen 
Handwerkstatistikerhebung und die Novellierung der 
Verdingungsordnungen für Leistungen/freiberufl iche 
Leistungen (VOL/VOF) sowie die Einführung eines 
elektronischen Einkommensnachweises (ELENA). 
ELENA soll mithilfe monatlicher elektronischer Mel-
dung von Einkommensdaten durch die Arbeitgeber an 
eine zentrale Datenbank die bislang verpfl ichtenden 

papiergebundenen Einkommensnachweise bei der 
Beantragung von Sozialleistungen ersetzen. 

Zudem soll noch in diesem Jahr mit den Arbeiten für 
ein Drittes Mittelstand-Entlastungs-Gesetz (MEG III) 
begonnen werden. Daneben sollen auch im Lichte 
dann vorliegender Erkenntnisse (Gutachten, Bran-
chendialoge) einzelne Informationspfl ichten im 
Normenbestand des BMWi aufgehoben oder modifi -
ziert werden, die ansonsten zeitlich später im Rahmen 
(umfassender) fachspezifi scher Novellierungsvor-
haben des BMWi geregelt würden. Das MEG III soll 
auch Rechtsbereinigungselemente (Aufhebung von 
Normen) enthalten. 

D.3.15   Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung

Auf das Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) entfallen 
nur drei aus dem Entwicklungshelfergesetz resultie-
rende Informationspfl ichten, die aufgrund sehr gerin-
ger Fallzahlen kaum Kosten für die Wirtschaft verur-
sachen dürften. Die auf den Geschäftsbereich des BMZ 
entfallenden Informationspfl ichten sind bisher noch 
nicht in die Messungen einbezogen worden.
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Anlage 1
Übersicht über die 100 kostenaufwändigsten Informationspfl ichten 
(Stand 30. September 2007)

Rang Ressort Gesamtbelastung 

in 1.000 EUR pro 

Jahr

Beschreibung der Informationspfl icht Gesetz Gesetzge-

bungs-

ebene*

1 BMF 6.197.445 Aufbewahrung von Rechnungen UStG DI

2 BMF 3.650.121 Abgabe der Steuererklärung UStG DI

3 BMJ 3.539.924 Pfl icht zur Jahres- und Konzernabschlusserstell ung, 

Prüfung und Offenlegung für alle Kapitalgesell-

schaften (Prüfung nur für mittelgroße und große 

Unternehmen) 

HGB I 

4 BMF 3.487.975 Steuererklärungspfl icht KStG 1977 D 

5 BMF 1.612.741 Gewerbesteuererklärungspfl icht GewStG DI

6 BMF 854.365 Gesonderte Erklärung innergemeinschaftlicher 

Lieferungen im Besteuerungsverfahren

UStG DI

7 BMJ 696.124 Pfl icht zur Aufstellung einschließlich Prüfung und 

Offenlegung von Jahres- u. Konzernabschluss und 

Lagebericht für Kreditinstitute und Finanzdienst leis-

tungsinstitute 

HGB I 

8** BMF 540.800 Erteilung der Verbraucherinformationen während 

der Laufzeit des Versicherungsvertrages 

VAG DI

9 BMF 473.106 Umsatzsteuervoranmeldung UStG DI

10 BMG 453.165 Abrechnung ärztlicher Leistungen SGB V D

11 BMG 445.706 Abrechnung von Arzneimitteln durch Apotheken SGB V D 

12 BMI 377.653 Auskunft über die besondere Meldepfl icht in 

Krankenhäusern, Pfl egeheimen oder ähnlichen 

Einrichtungen 

MRRG D 

13** BMF 322.920 Erteilung der Verbraucherinformationen vor 

Abschluss des Versicherungsvertrages bzw. bei 

Beginn des Versorgungsverhältnisses 

VAG DI

14 BMU 235.000 Nachweis der Erfüllung der Rücknahme und 

Verwertungsanforderungen durch Vertreiber von 

Verkaufsverpackungen

VerpackV 1998 DI

15 BMAS 186.227 Fälligkeit der Beiträge SGB IV D 

16 BMG 166.725 Anzeige der Abgabe eines Betäubungsmittels gem. 

§ 12 BtMG 

BtMG 1981 D 

17 BMJ 165.772 Pfl icht zur Aufstellung von Jahres- u. Konzernab -

schluss und Lagebericht für Versicherungsunter-

nehmen und Pensionsfonds einschließlich Prüfung 

und Offenlegung 

HGB I 

18 BMU 131.941 Antrag auf Genehmigung für Errichtung und 

Betrieb genehmigungsbedürftiger Anlagen 

(Genehmigungsantrag) 

BImSchG DI
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Rang Ressort Gesamtbelastung 

in 1.000 EUR pro 

Jahr

Beschreibung der Informationspfl icht Gesetz Gesetzge-

bungs-

ebene*

19 BMAS 129.240 Beitragsnachweis SGB IV D 

20 BMF 124.021 Gewinnbegriff im Allgemeinen EStG D 

21 BMI 118.013 Bereithalten und ggf. Übermittlung der ausgefüll-

ten Meldevordrucke in Beherbergungsstätten, auf 

Campingplätzen und Wohnschiffen 

MRRG D 

22 BMU 108.861 Schlagspezifi sche Dokumentation über den Einsatz 

von Dünge- und Pfl anzenschutzmitteln

BNatSchG 2002 D 

23 BMF 108.563 Aufbewahrungspfl icht der Lohnsteuerkarte des 

Arbeitnehmers 

EStG D 

24 BMG 107.229 Rechnungsstellung der Ärzte GOÄ 1982 D 

25*** BMWi 98.034 Intrahandel (Warenverkehr zwischen EU-Mitglieds-

staaten) – Eingang 

AHStatGes DI

26 BMAS 92.733 Meldung des Arbeitgebers SGB IV D 

27 BMI 83.404 Registrierung über die besondere Meldepfl icht in 

Krankenhäusern, Pfl egeheimen oder ähnlichen 

Einrichtungen 

MRRG D 

28 BMG 83.079 Rechnungsstellung der Zahnärzte GOZ 1987 D 

29 BMAS 76.874 Meldepfl icht SGB IV D 

30 BMF 70.560 Informationspfl icht bei Finanztermingeschäften WpHG D 

31 BMAS 69.944 Nachweispfl icht SGB IV D 

32 BMWi 66.251 Anbringen von Namen und Firma GewO D 

33 BMG 62.775 Bestätigung des Erwerbers über den Empfang von 

Betäubungsmitteln an den Abgebenden 

BtMG 1981 D 

34 BMF 59.643 Steuererklärungspfl icht Gewerbesteuerzerlegung GewStG DI

35 BMI 58.243 Hinweispfl icht BDSG 1990 DI

36 BMI 56.495 Besondere Meldepfl icht in Krankenhäusern, 

Pfl egeheimen oder ähnlichen Einrichtungen 

MRRG D 

37 BMI 49.817 Unterrichtungspfl icht; Unterrichtung des 

Beauftragten für den Datenschutz über Vorhaben 

der automatisierten Verarbeitung 

BDSG 1990 DI

38 BMF 47.202 Abgabe Steuererklärung an die Zulassungsstelle, 

Anmeldung Anhängerzuschlag § 4 S. 1 KraftstDV 

kann hiermit verbunden werden 

KraftStDV 1979 D 

39 BMWi 46.800 Angaben auf Verschreibung AMPreisV D 

40 BMI 45.287 Unterrichtung über Widerspruchsrecht und verant-

wortliche Stelle und ggf. Datenherkunft

BDSG 1990 DI

41 BMAS 44.769 Arbeitsbescheinigung SGB III D 

42 BMJ 43.986 Einsicht in das Grundbuch – Darlegung des 

berechtigten Interesses 

GBO D 

43 BMF 37.510 Steuererklärungspfl icht EStDV 1955 D 

44 BMWi 36.439 Nachweis der Fachkunde, Eignung und 

Leistungsfähigkeit 

VOL/A 

Abschnitte 1-3 

DI

45 BMI 34.560 Unterrichtungspfl icht über Umstände einer 

Datenerhebung 

BDSG 1990 DI

46 BMELV 34.205 Register über den Rinderbestand ViehVerkV DI

47 BMU 30.138 Nachweis der Mengen erfasster und stoffl ich/ener-

getisch verwerteter Verpackungen nach Ländern 

und den festgelegten Anforderungen nach Nr. 2 

Abs. 2 des Anhang I

VerpackV 1998 DI
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n o c h  Anlage 1

Rang Ressort Gesamtbelastung 

in 1.000 EUR pro 

Jahr

Beschreibung der Informationspfl icht Gesetz Gesetzge-

bungs-

ebene*

48 BMG 29.104 Allgemeine Auskunftspfl icht gegenüber 

dem Gesundheitsamt und der zuständigen 

Landesbehörde 

IfSG D 

49 BMAS 27.597 Meldepfl icht SGB IV D 

50 BMF 26.678 Fristverlängerung bei Vorausanmeldungen UStDV D 

51 BMG 25.912 Dokumentation der Abrechnung pfl egerischer 

Leistungen

SGB XI D 

52 BMAS 25.257 Anzeige über die Erfüllung der 

Beschäftigungspfl icht 

SGB IX D 

53 BMU 24.765 Anzeige der Änderung einer genehmigungs-

bedürftigen Anlage (Änderungsanzeige) 

BImSchG I 

54 BMFSFJ 24.552 Unterrichtungspfl icht des Arbeitgebers MuSchArbV D 

55 BMI 24.211 Prüfung und Zulassung von Feuerwaffen, Böllern 

und höchstbeanspruchten Teilen (Beschusspfl icht)

BeschG D 

56 BMAS 23.781 Unterrichtung der Versicherten über zuständigen 

UV-Träger 

SGB VII D 

57 BMG 23.708 Ausfüllung und Übermittlung von Anlage 1 KHEntgG 

Abschnitte E1 bis E3 und B2 zur Vorbereitung der 

Verhandlung des Krankenhausbudgets und des 

krankenhausindividuellen Basisfallwertes 

KHEntgG D 

58 BMF 22.684 Informationspfl icht des Anbieters vor Vertragsab-

schluss z.B. über die Höhe und zeitliche Verteilung 

der vom Vertragspartner zu tragenden Abschluss- 

und Vertriebskosten, die Kosten für die Verwaltung 

des gebildeten Kapitals usw. 

AltZertG D 

59 BMU 22.197 Führung eines Betriebstagebuchs DepV DI

60 BMU 22.096 Antrag auf Genehmigung einer wesentlichen 

Änderung einer genehmigungsbedürftigen Anlage 

(Änderungsantrag) 

BImSchG I 

61 BMF 21.645 Gewinnbegriff im Allgemeinen EStG D 

62 BMG 21.600 Aufbewahrung der Empfangsbestätigungen bzw. 

der Lieferscheine beim Erwerb nach § 12 BtMG 

BtMG 1981 D 

63 BMWi 21.435 Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung 

für Betriebe im Bereich Verarbeitendes Gewerbe, 

Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 

ProdGewStatG DI

64 BMF 20.534 Vergleich von Deckungsrückstellung mit Vermögen KStG 1977 D 

65 BMF 19.986 Bereitstellen aller relevanten Unterlagen durch 

Versicherer oder Pensionsfonds für den Treuhänder 

oder seinen Stellvertreter 

VAG D 

66 BMAS 19.300 Aufbewahrung von Prüfbescheinigungen und 

Aufzeichnungen der Prüfergebnisse bei 

überwachungsbedürftigen Anlagen 

BetrSichV DI

67 BMF 18.468 Vorsteuerabzug bei Rechnungen über Kleinbeträge 

und bei Fahrausweisen 

UStDV D 

68 BMWi 17.934 Produktionserhebung im Bereich Verarbeitendes 

Gewerbe, Bergbau und Gewinnung von Steinen 

und Erden 

ProdGewStatG DI

69 BMF 17.441 Fortlaufende Ermittlung des Körperschaftsteuer-

guthabens 

KStG 1977 D 
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Rang Ressort Gesamtbelastung 

in 1.000 EUR pro 

Jahr

Beschreibung der Informationspfl icht Gesetz Gesetzge-

bungs-

ebene*

70 BMF 17.344 Versicherer und Bevollmächtigte sowie Personen 

nach § 2 Abs. 1 VersStG haben über Grundlagen zur 

Steuerberechnung Aufzeichnungen zu führen 

VersStG D 

71 BMAS 17.000 Verpfl ichtung von Geldinstituten überzahlte 

Rentenbeträge nach dem Tod des Berechtigten 

zurückzuüberweisen bzw. Name und Anschrift 

des Empfängers oder Verfügenden dem RV-Träger 

mitzuteilen

SGB VI D 

72 BMVBS 16.945 Nachweis von Fahrzeug- und Halterdaten bei 

Kennzeichenzuteilung für Kfz 

StVG D 

73 BMELV 16.183 Abrechnung für außerhalb von Märkten 

gehandeltes Schlachtvieh 

ViehFlG D 

74 BMF 16.095 Verfahrensrechtliche Vorschriften ZerlG 1998 D 

75 BMELV 16.027 Rinderpass ViehVerkV DI

76 BMWi 15.549 Meldepfl icht für Zahlungen, die Gebietsansässige 

an Gebietsfremde oder für deren Rechnung an 

Gebietsansässige leisten 

AWV 1986 DI

77 BMFSFJ 15.437 Meldung durchgeführter Schwangerschafts-

abbrüche 

SchKG D 

78 BMJ 15.368 Pfl icht zur Aufstellung von Jahresabschluss und 

Lagebericht einschließlich Offenlegung für 

eingetragene Genossenschaften 

HGB D 

79 BMELV 15.216 Materialkennzeichnung von Schuherzeugnissen BedGgstV I 

80 BMELV 14.807 Anzeige von Bestandsveränderungen ViehVerkV DI

81 BMELV 14.339 Anweisung des Tierarztes über 

Arzneimittelanwendung 

TÄHAV D 

82 BMAS 14.147 Unfallanzeige des Unternehmers SGB VII D 

83 BMI 13.575 Anzeige eines Sterbefalls PersStdG D 

84 BMF 12.528 Verpfl ichtung zur Führung eines steuerlichen 

Einlagekontos 

KStG 1977 D 

85 BMWi 12.500 Verpfl ichtung zur Auskunft über Kooperation mit 

anderen Unternehmen 

VOF DI

86 BMF 12.312 Vorsteuerabzug bei Rechnungen über Kleinbeträge 

und bei Fahrausweisen 

UStDV D 

87 BMWi 12.304 Nachweis über Fachkunde und über wirtschaftliche 

und fi nanzielle Leistungsfähigkeit 

VOL/A Abschnitt 

4 (SKR) 

DI

88 BMELV 11.971 Kennzeichnung Abgabearzneimittel durch Tierarzt TÄHAV DI

89 BMG 11.835 Aufbewahrung des Teils I der Verschreibung und 

einer Stationsverschreibung 

BtMVV 1998 D 

90 BMWi 11.814 Meldepfl icht für Zahlungen, die Gebietsansässige 

von Gebietsfremden oder für deren Rechnung von 

Gebietsansässigen entgegennehmen 

AWV 1986 DI

91 BMI 11.651 Anzeige einer Geburt PersStdG D 

92 BMWi 11.192 Meldepfl icht über Forderungen und Verbind-

lichkeiten gebietsansässiger Nichtbanken 

gegenüber Gebietsfremden 

AWV 1986 DI

93 BMVBS 11.044 Erlaubnis für den Großraum- und Schwerverkehr StVO D 

94 BMI 9.963 Zurverfügungstellung der Informationen aus der 

Meldepfl icht (vgl. § 4 e Satz 1) und über zugriffs-

berechtigte Personen 

BDSG 1990 DI
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Rang Ressort Gesamtbelastung 

in 1.000 EUR pro 

Jahr

Beschreibung der Informationspfl icht Gesetz Gesetzge-

bungs-

ebene*

95 BMWi 9.790 Monatserhebung im Tourismus (Beherbergungs-

statistik) 

BeherbStatG 

2003 

DI

96 BMWi 9.586 Finanzielle, wirtschaftliche und technische 

Nachweise bzgl. Fachkunde, Eignung und 

Leistungsfähigkeit 

VOL/A 

Abschnitte 1–3 

DI

97 BMWi 9.338 Monatliche Erhebung im Handel und Gastgewerbe HdlStatG 2001 DI

98 BMWi 9.295 Jährliche Erhebung in der Dienstleistungs-

wirtschaft

DlStatG DI

99 BMG 9.270 Meldungen bezüglich der Herstellung und 

Verwendung von Betäubungsmitteln

BtMG 1981 D 

100 BMU 8.928 Vorlage eines Betriebstagebuches zur Überprüfung 

der ordnungsgemäßen Durchführung der 

Altholzentsorgung nach den Bestimmungen der 

AltholzV auf Verlangen der zuständigen Behörde 

und fünf Jahre Aufbewahrung

AltholzV D 

* D = nationales Recht, DI = erweitertes EU- und internationales Recht, I = EU- und internationales Recht
** Diese Informationspfl ichten gehen auf das BMJ über.
*** Dieses Ergebnis ist das Bündel von zwei Informationspfl ichten.
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Anhang 1

Auszug
Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD vom 
11. November 2005

Gemeinsam für Deutschland. 
Mit Mut und Menschlichkeit.

9. Bürokratieabbau

9.1  Entlastung der Bürger und der 
Wirtschaft von Bürokratiekosten

Die Neuentlastung von Bürgern, Wirtschaft und 
Behörden von einem Übermaß an Vorschriften und 
der damit einhergehenden Belastung durch bürokra-
tische Pfl ichten und Kosten ist ein wichtiges Anliegen 
der Koalition. 

Die neue Bundesregierung wird deshalb als Sofort-
maßnahme durch ein Artikelgesetz („Small Com-
panies Act“) Unternehmen von besonders wachs-
tumshemmender Überregulierung befreien und 
insbesondere dem Mittelstand sowie Existenzgrün-
dern mehr Luft zum Atmen verschaffen. Vordring-
lich sind dabei der Abbau von Statistik-, Nachweis-, 
Dokumentations- und Buchführungspfl ichten, die 
Vereinfachung und Beschleunigung von Planungs- 
und Genehmigungsverfahren, der Abbau von Dop-
pel- und Mehrfachprüfungen, die Vereinheitlichung 
von Schwellenwerten zum Beispiel im Bilanz- und 
Steuerrecht, die Begrenzung der Verpfl ichtung 
von Betrieben zur Bestellung von Beauftragten, die 
Vereinfachung der betriebsärztlichen und sicher-
heitstechnischen Betreuung von Kleinbetrieben 
sowie die Entbürokratisierung der bestehenden 
Förderprogramme. 

Die Erfahrungen der Vergangenheit haben gezeigt, 
dass eine auf Einzelmaßnahmen beschränkte Rechts-
bereinigung nicht ausreicht, um die Bürokratie 
und die dadurch entstehenden fi nanziellen Lasten 
insbesondere der kleinen und mittleren Unterneh-
men zu beseitigen. Als wesentliches Hindernis hat 
sich dabei erwiesen, dass bis heute in Deutschland 
keine Methode existiert, bestehende Bürokratiekosten 

zuverlässig zu erfassen und für neue Gesetze sicher 
vorherzusagen. 

Erfahrungen in anderen Ländern, insbesondere den 
Niederlanden, haben aber gezeigt, dass die Berech-
nung möglich ist. Erst auf der Grundlage dieser 
Informationen wird Bürokratiekostenabbau nach-
prüfbar. Die Bundesregierung wird die Empfehlungen 
der Europäischen Union und der OECD umsetzen und 
das in mehreren europäischen Ländern bewährte 
Standardkosten-Modell zur objektiven Messung der 
bürokratischen Belastungen von Unternehmen umge-
hend einführen. Die Bundesregierung wird sodann 
eine solche Messung der bestehenden bürokratischen 
Lasten veranlassen, die durch Bundesgesetze hervor-
gerufen worden sind. Auf dieser Grundlage wird die 
Bundesregierung anschließend ein konkretes Ziel der 
Rückführung der Bürokratiekosten bis zum Ende der 
Legislaturperiode festlegen.

Beim Bundeskanzleramt wird zur Begleitung dieses 
Prozesses ein unabhängiges Gremium von Fachleuten 
(Normenkontrollrat) eingesetzt, das unter anderem 
Gesetzesinitiativen der Bundesregierung und der 
Koalitionsfraktionen auf ihre Erforderlichkeit und 
die damit verbundenen bürokratischen Kosten hin 
überprüft. Der Rat hat darüber hinaus das Recht, 
Gesetze, die nach seiner Auffassung überfl üssig sind 
oder gegen sonstige Prinzipien guter Gesetzgebung 
verstoßen, zu benennen und eine begründete Stel-
lungnahme dazu gegenüber dem Kabinett abzuge-
ben. Der Vorsitzende des Rates kann die Auffassungen 
seines Gremiums dem Bundeskanzler oder – stellver-
tretend – dem ChefBK unmittelbar vortragen. 

Die Bundesregierung wird in Übereinstimmung mit 
den Empfehlungen des „Mandelkern-Berichts“ der EU-
Kommission die Rechtsetzung auf europäischer Ebene 
bereits in der Frühphase ebenso intensiv begleiten 
wie die Umsetzung europäischen Rechts in natio-
nales Recht. Im Vorblatt zu jedem Gesetzentwurf, mit 
dem europäisches Recht umgesetzt werden soll, sind 
künftig das Verhältnis der einzelnen Regelungen zu 
Rechtsvorschriften der EU sowie der Umsetzungs-
stand in den anderen EU-Mitgliedstaaten ausführlich 
darzustellen. 
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9.2  Planungsbeschleunigung und 
Entbürokratisierung 

Planung und Bau von Infrastruktur wollen wir 
erleichtern und beschleunigen. Mit einem Planungs-
beschleunigungsgesetz werden wir die Vorausset-
zung für eine bundesweit einheitliche Straffung, 
Vereinfachung und Verkürzung der Planungsprozesse 
schaffen. Die guten Erfahrungen mit der Planungs-
beschleunigung in den neuen Ländern werden wir 
für ganz Deutschland nutzen. Diese Erfahrungen 
zeigen, dass Planungsvereinfachung nicht zu Lasten 
von Umweltschutz und Bürgerbeteiligung geht. Wir 
wollen Anregungen der Länder einbeziehen. 

Die Planfeststellungsbeschlüsse werden zehn Jahre 
mit einer einmaligen Verlängerungsmöglichkeit um 
fünf Jahre gelten. Wir wollen die Eininstanzlichkeit 
beim Bundesverwaltungsgericht für Bundesvorrang-
projekte auf Grundlage des vorliegenden Gesetzent-
wurfs der Bundesregierung. Das neue Planungsrecht 
soll Anfang 2006 in Kraft treten. Um keine Regelungs-
lücke im Hinblick auf das bestehende Verkehrswege-
planungsbeschleunigungsrecht entstehen zu lassen, 
soll das gegenwärtige Gesetz parallel bis zum Inkraft-
treten des Nachfolgegesetzes verlängert werden.
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Kabinettbeschluss vom 
25. April 2006

Programm Bürokratieabbau 
und bessere Rechtsetzung

National und auf europäischer Ebene wird dem 
systematischen Abbau von unnötiger Bürokratie eine 
zunehmend hohe Bedeutung beigemessen. Erfolg-
reicher Bürokratieabbau schließt nicht nur den Abbau 
bestehender Hemmnisse ein, sondern setzt insbeson-
dere bei der frühzeitigen Verhinderung neuer Büro-
kratie an. Da eine wesentliche Quelle von Bürokratie 
gesetzliche Vorgaben sind, tragen zielgerichtete 
Maßnahmen zur Verbesserung der Rechtsetzung zur 
Abschaffung und Vermeidung neuer Bürokratie bei.

Mit ihrem Programm für Bürokratieabbau und bes-
sere Rechtsetzung trägt die Bundesregierung diesen 
Anforderungen an einen modernen Bürokratieabbau 
Rechnung. Das Programm schafft vor allem größe-
ren Freiraum für die Wirtschaft und trägt zu einer 
höheren Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger für 
staatliches Handeln bei. Von den Maßnahmen werden 
insbesondere die kleineren und mittleren Unterneh-
men profi tieren, was neue Chancen für mehr Wachs-
tum und Beschäftigung eröffnet. 

Die Bundesregierung verpfl ichtet sich mit Verabschie-
dung dieses Beschlusses, Bürokratiekosten, vor allem 
solche, die durch rechtlich vorgegebene Informations-
pfl ichten für Unternehmen, Bürger und Verwaltung 
entstehen, messbar zu senken und neue Informati-
onspfl ichten zu vermeiden. Abweichungen von dieser 
Selbstverpfl ichtung aufgrund übergeordneter Ent-
scheidungen (zum Beispiel Regelungen auf EU-Ebene) 
sind nur durch einen ausdrücklichen Beschluss des 
Bundeskabinetts möglich. 

Auf europäischer Ebene setzt sich die Bundesre-
gierung ebenfalls mit Nachdruck dafür ein, neue 
Informationspfl ichten so weit wie möglich zu vermei-
den und bereits bestehende Informationspfl ichten 
abzubauen. 

Um diese Ziele zu verwirklichen, wird die Bundesre-
gierung die im Koalitionsvertrag vom 11. November 
2005 zum Bürokratieabbau vorgesehenen Instru-
mente in gemeinsamer Verantwortung zügig umset-
zen. Das Programm der Bundesregierung hat folgende 
Schwerpunkte: 

regelmäßige Einbeziehung eines durch Gesetz 
einzurichtenden Normenkontrollrates als unab-
hängiges Kontroll- und Beratungsgremium, 

Einführung eines Verfahrens zur Identifi -
zierung und Messung bestimmter Bürokra-
tiekosten auf Grundlage des sogenannten 
Standardkosten-Modells, 

Einrichtung der Funktion einer Koordinatorin der 
Bundesregierung für Bürokratieabbau und bessere 
Rechtsetzung,

Verabschiedung eines Mittelstand-Entlastungs-
Gesetzes als erster Schritt, im Koalitionsvertrag 
vom 11. November 2005 als „Small Companies Act“ 
bezeichnet (Hinweis: Hierzu erfolgt eine geson-
derte Kabinettvorlage durch das BMWi). 

I. Regelmäßige Einbeziehung eines durch 
Gesetz einzurichtenden Normenkont-
rollrates als unabhängiges Kontroll- und 
Beratungsgremium

 Die Bundesregierung unterstützt die Einsetzung 
eines Normenkontrollrates auf gesetzlicher Grund-
lage. Nach dessen Einrichtung wird sie den Rat 
regelmäßig in Anspruch nehmen. Ziel ist es, den 
Normenkontrollrat insoweit einzubinden, als er die 
Regelungsvorhaben der Bundesregierung sowie den 
bestehenden Normenbestand auf Grundlage der von 
den Ressorts ermittelten Bürokratiekosten insbeson-
dere für Informationspfl ichten prüft. 

Es wird zu einer vernünftigen Zusammenarbeit zwi-
schen der Bundesregierung und dem Normenkont-
rollrat gehören, sich über Erkenntnisse des Normen-
kontrollrates zu besserer Rechtsetzung und ihrer 
Berücksichtigung bei der Rechtsetzung zu verständi-

•

•

•

•

Anhang 2
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gen, zu denen der Normenkontrollrat entsprechend 
der Koalitionsvereinbarung Berichte abgeben kann. 

Unverzüglich nach Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Einrichtung eines Normenkontrollrates wird die Bun-
desregierung die ihrerseits erforderlichen Maßnah-
men treffen und das Verfahren zur Einbeziehung des 
Normenkontrollrates in der Gemeinsamen Geschäfts-
ordnung der Bundesministerien (GGO) regeln. Hierbei 
soll insbesondere geregelt werden, dass der Normen-
kontrollrat zu einem frühestmöglichen Zeitpunkt, 
spätestens im Rahmen der Ressortabstimmung, zu 
beteiligen ist. 

II. Einführung eines Verfahrens zur Iden-
tifi zierung und Messung von Bürokratie-
kosten durch Informationspfl ichten auf 
Grundlage des Standardkosten-Modells

Erfahrungen in anderen Ländern, insbesondere den 
Niederlanden und Großbritannien, haben gezeigt, 
dass die systematische Ermittlung einzelner Bürokra-
tiekosten, wie zum Beispiel von Informationspfl ichten, 
möglich ist. Auf einer solchen gesicherten Grundlage 
wird Bürokratiekostenabbau in diesen Bereichen 
nachprüfbar. 

Beim Standardkosten-Modell handelt es sich um einen 
methodischen Ansatz, mit dem ein wesentlicher 
Ausschnitt bestehender bürokratischer Belastungen 
systematisch ermittelt wird: Gemessen werden die 
Belastungen der Unternehmen und Bürger, die auf 
gesetzlich vorgeschriebenen Informations- und Be-
richtspfl ichten (Anträge, Formulare, Statistiken, Nach-
weise etc.) beruhen, mithin staatlich veranlasst sind. 

Das Standardkosten-Modell unterstützt insbeson-
dere die Kostenentlastung der Wirtschaft durch 
Identifi zierung und Abbau kosten- und zeitintensiver 
Verpfl ichtungen. Bestehende Dopplungen bei den 
Informationspfl ichten lassen sich gezielt beseitigen, 
Verfahren werden vereinfacht und neue Informations-
pfl ichten unter Abwägung zwischen Entlastung von 
Unternehmen und Bürgern einerseits und Sinn und 
Zweck der beabsichtigten Regelung andererseits auf 
das Notwendige beschränkt. Weiterer Vorteil einer 
systematischen Bürokratiekostenmessung ist die Ein-
führung eines gesteuerten quantitativen Bürokratie-
kostenabbaus. Eine nachvollziehbare und belastbare 
Darstellung von Bürokratieabbau wird möglich. Auch 
die Verantwortlichkeiten für Bürokratiekosten wer-
den klarer zugewiesen (zum Beispiel Differenzierung 
von Belastungen durch nationales oder europäisches 
Recht) und die Möglichkeit des internationalen und 
nationalen Benchmarkings wird verbessert. 

Voraussetzung einer systematischen Bürokratiekos-
tenmessung ist eine einheitliche und verbindliche 
Methodik. In Anlehnung an die Niederlande wird 

daher auf Basis von Vorarbeiten des Statistischen 
Bundesamtes kurzfristig ein Methodenhandbuch der 
Bundesregierung erarbeitet. In ihm werden Ablauf, 
Kriterien und Defi nitionen, die Grundlage für die Mes-
sungen nach dem Standardkosten-Modell sein sollen, 
einheitlich festgelegt. 

Aufgrund der festgelegten Methodik werden zunächst 
bestehende Bundesgesetze und Rechtsverordnungen 
auf Bürokratiekosten durch Informationspfl ichten 
untersucht. Verwaltungsvorschriften sollten ein-
bezogen werden, wenn diese offensichtlich hohe 
Bürokratiekosten verursachen. In einem ersten Schritt 
wird die Bestands-(Null-)messung auf die Informa-
tionspfl ichten der Wirtschaft konzentriert, um die 
Chancen für mehr Wachstum und Beschäftigung zu 
verbessern. In einem zweiten Schritt werden die Infor-
mationspfl ichten der Bürgerinnen und Bürger sowie 
der Verwaltung überprüft. Bei neuen Regelungsvor-
haben müssen die Ressorts zukünftig die Bürokratie-
kosten für Informationspfl ichten ausweisen. Dabei 
sind die Erfahrungen aus vorliegenden Messungen 
nach dem Standardkosten-Modell als Vergleichsgröße 
soweit vorhanden zu berücksichtigen. 

EU-Recht wird insoweit in die Prüfungen der Bürokra-
tiekosten einbezogen, als es durch einen Rechtsset-
zungsakt des Bundesgesetzgebers in nationales Recht 
umgesetzt worden ist. In ihren Bemühungen zur 
Ermittlung des Verwaltungsaufwands von EU-Rechts-
vorschriften in Deutschland wird die Europäische 
Kommission unterstützt. Daher sollen bereits im Sta-
dium der Verhandlung von neuem EU-Recht Bürokra-
tiekosten möglichst ermittelt und die Ergebnisse der 
Kommission zur Verfügung gestellt werden.

III. Koordinatorin für Bürokratieabbau 
und bessere Rechtsetzung und Staatsse-
kretärsausschuss Bürokratieabbau 

Die Steuerung des Gesamtprozesses der Einführung 
einer Bürokratiekostenmessung obliegt der Koordi-
natorin der Bundesregierung und dem Staatssekre-
tärsausschuss Bürokratieabbau. Er sorgt zusammen 
mit dem Statistischen Bundesamt für die Einführung 
und Durchführung der Bürokratiekostenmessung auf 
Grundlage des Standardkosten-Modells. 

Beim Bundeskanzleramt wird die Funktion einer Koor-
dinatorin der Bundesregierung für Bürokratieabbau 
und bessere Rechtsetzung eingerichtet. Sie wird die 
vielschichtigen Aufgaben und Maßnahmen steuern 
und als Ansprechpartnerin national – auch gegenü-
ber den Ländern – und international zur Verfügung 
stehen.

Als Koordinatorin der Bundesregierung für Bürokra-
tieabbau und bessere Rechtsetzung wird Frau Staats-
ministerin Hildegard Müller ernannt. 
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Als Steuerungsgremium des Bürokratieabbaupro-
gramms wird die Runde der beamteten Staatssekre-
täre als Staatssekretärsausschuss Bürokratieabbau 
unter dem Vorsitz der Koordinatorin für Bürokratie-
abbau und bessere Rechtsetzung eingesetzt. Er ist 
Bindeglied in die Ressorts und dient der Abstimmung 
und Umsetzung der Maßnahmen des Programms 
„Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung“ und tagt 
anlassbezogen. Nach spätestens zwei Jahren wird er 
dem Bundeskabinett über den Sachstand des Pro-
gramms berichten. 

Dem Ausschuss gehören die für Bürokratieabbau 
zuständigen beamteten Staatssekretäre der Ressorts 
und als Vorsitzende die Koordinatorin der Bundes-
regierung an. Der Ausschuss bestimmt einen stell-
vertretenden Vorsitzenden. Die Koordinatorin der 
Bundesregierung wird beauftragt, gemeinsam mit 
dem Bundesministerium des Innern die zur Umset-
zung des Programms Bürokratieabbau und bessere 
Rechtsetzung notwendigen Änderungen der Gemein-
samen Geschäftsordnung der Bundesministerien 
vorzuschlagen. 

1. Aufgaben 

Zu den Aufgaben der Koordinatorin und des Staats-
sekretärsausschusses zählen insbesondere: 

Umsetzung und Koordinierung des von der Bundes-
regierung beschlossenen Programms für Bürokra-
tieabbau und bessere Rechtsetzung. 

Beschlussfassung über 

eine einheitliche und verbindliche Methodik 
für die Messungen nach dem Standardkosten-
Modell (insbesondere Verabschiedung eines 
Methodenhandbuchs), 

die Festlegung von quantitativen Bürokratieab-
bauzielen (nach einer ersten Bestandsaufnahme) 
zur Vorlage an das Bundeskabinett,

die Steuerung, Überprüfung und Fortschreibung 
der Methodik sowie 

eine künftig bei Gesetzentwürfen und Kabinett-
vorlagen beizufügende Prüfl iste zur Vorlage an 
das Kabinett. Die Prüfl iste fasst in übersichtli-
cher Form die von den Ressorts darzulegenden 
Prüfergebnisse (zum Beispiel aus der Gesetzes-
folgenabschätzung, Kostenfolgenabschätzung, 
Rechtsprüfung, Bürokratiekostenmessung etc.) 
und deren Berücksichtigung zusammen. 

Im Bedarfsfall Vermittlung in Streitfällen 
zwischen den Ressorts und dem künftigen 
Normenkontrollrat. 

•

•

•

•

•

•

•

Regelmäßige Bilanzierung und Auswertung der 
Stellungnahmen des künftigen Normenkontroll-
rates, gegebenfalls Beschlussfassung über sich dar-
aus ergebende mögliche Handlungsempfehlungen 
gegenüber den Ressorts.

Überwachung der Entwicklung und des zügigen 
Abschlusses bereits laufender Projekte zum Büro-
kratieabbau (Rechtsbereinigung, Arbeitshilfen zur 
Gesetzesfolgenabschätzung, umfassende Daten-
bank für Verwaltungsvorschriften des Bundes). 

Überprüfung weiterer Möglichkeiten und neuer 
Instrumente sowie Initiierung neuer Projekte zur 
Beseitigung von vermeidbarer Bürokratie und Ver-
besserung gesetzlicher Regelungen (zum Beispiel 
Projekte zum Bürokratieabbau für Bürgerinnen 
und Bürger sowie der Verwaltung, Bürokratieabbau 
durch IT-Einsatz). 

Erörterung von Initiativen zur ressortinternen 
Überprüfung von Verwaltungsvorschriften mit 
dem Ziel der Verfahrensvereinfachung und der 
Beseitigung von bürokratischen Hemmnissen.

Formulierung eines Auftrags zur Überprüfung 
technischer Standards im Hinblick auf Sinn, Zweck-
mäßigkeit und bürokratische Auswirkungen.

Kontaktpfl ege und Erfahrungsaustausch zu Fragen 
des Bürokratieabbaus und der besseren Rechtset-
zung insbesondere mit den Ländern sowie EU-Kom-
mission und EU-Mitgliedsstaaten.

2. Organisation

Beim Bundeskanzleramt wird eine Geschäftsstelle 
Bürokratieabbau eingerichtet. Hierfür sollen neben 
dem Bundeskanzleramt die Ressorts sowie das Bun-
despresseamt auf Anforderung der Koordinatorin 
Mitarbeiter zur Verfügung stellen (voraussichtlich bis 
zu insgesamt circa zehn Mitarbeiter). Die Einzelheiten 
dieser personellen Unterstützung durch die Ressorts 
wird der Staatssekretärsausschuss Bürokratieabbau 
festlegen. Die Geschäftsstelle wird in technischen 
Angelegenheiten bei Ein- und Durchführung des 
Standardkosten-Modells von einer Arbeitseinheit im 
Statistischen Bundesamt unterstützt.

Zur Gewährleistung der Umsetzung des Bürokra-
tieabbauprogramms, insbesondere der Einführung 
des Standardkosten-Modells, sind in jedem Ressort 
Ansprechpartner zu benennen. Sie sollen ihren jewei-
ligen Geschäftsbereich mit dem erforderlichen Know-
how unterstützen, als Ansprechpartner gegenüber der 
Geschäftsstelle fungieren und für eine planmäßige 
Umsetzung im eigenen Geschäftsbereich sorgen.

•

•

•

•

•

•
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3. Verfahren

Für die Durchführung der Messungen nach Standard-
kosten-Modell wird der Staatssekretärsausschuss im 
Wesentlichen das folgende Verfahren begleiten: 

Jedes Ressort überprüft seinen Normenbestand eigen-
ständig auf bestehende Informationspfl ichten und 
führt auf Basis des Standardkosten-Modells eine Be-
stands(Null-)messung durch. In diesem Zusammen-
hang dokumentiert das Bundesministerium der Justiz 
die Zuständigkeiten der Ressorts für alle geltenden 
Gesetze und Verordnungen des Bundes in der Daten-
bank des geltenden Bundesrechts. Es vervollständigt 
und aktualisiert die Angaben in Abstimmung mit den 
Ressorts. 

Die Einzelheiten des Verfahrens werden vom Staatsse-
kretärsausschuss Bürokratieabbau festgelegt, der auch 
verbindliche Abbauziele für die Bürokratiekosten 
vorschlägt. Bereits nach Messung der besonders büro-
kratiekostentreibenden Informationspfl ichten schlägt 

der Staatssekretärsausschuss Bürokratieabbau dem 
Kabinett Maßnahmen zu deren Verringerung vor. 

Die Geschäftsstelle Bürokratieabbau leistet über das 
Statistische Bundesamt methodische Hilfestellung 
(unter anderem Durchführung von Schulungen) und 
überwacht die Umsetzung der von der Bundesregie-
rung beschlossenen verbindlichen Abbauziele durch 
die Ressorts. 

Bei neuen Regelungsvorhaben müssen die Ressorts 
zukünftig die Bürokratiekosten für Informations-
pfl ichten ausweisen. Dabei sind die Erfahrungen aus 
vorliegenden Messungen nach dem Standardkos-
ten-Modell als Vergleichsgröße soweit vorhanden 
zu berücksichtigen. Zu diesem Zweck werden die im 
Rahmen dieser Messungen ermittelten Daten dem 
künftigen Normenkontrollrat und den Bundesressorts 
von der Geschäftsstelle Bürokratieabbau (Übermitt-
lung durch Statistisches Bundesamt) zur Verfügung 
gestellt.
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Kabinettbeschluss vom 
28. Februar 2007

Mit dem Programm Bürokratieabbau und bes-
sere Rechtsetzung hat die Bundesregierung am 
25. April 2006 beschlossen, die Bürokratiekosten 
aufgrund bundesrechtlicher Informationspfl ichten 
messbar zu senken, neue Informationspfl ichten zu 
vermeiden und sich auf europäischer Ebene mit 
Nachdruck für den Abbau bestehender Informations-
pfl ichten einzusetzen.

Die Identifi zierung bestehender Informations-
pfl ichten der Wirtschaft aufgrund von Bundesrecht 
ist abgeschlossen. Der Messprozess ist eingeleitet. Auf 
dieser Grundlage strebt die Bundesregierung einen 
spürbaren und zügigen Abbau unnötiger Bürokra-
tie an und setzt sich zum Ziel, bis Ende 2011 den 
gemessenen Gesamtbestand an Bürokratiekos ten 
durch Informationspfl ichten zu überprüfen und die 
unnötigen Bürokratiekosten zu identifi zieren und 
zu beseitigen. Die Bundesregierung zielt dabei auf 
eine Reduktion von 25 Prozent der gegenwärtigen 
Bürokratiekostenbelastung.

Der Zusammenhang mit den Folgen einer Verringe-
rung der mit den EU-Rechtsvorschriften verbundenen 
Verwaltungslasten soll dabei gewahrt bleiben. 

Der Staatssekretärausschuss Bürokratieabbau wird 
das Bundeskabinett im Oktober 2007 über den bis 
dahin erreichten Stand und erste Schritte der Umset-
zung unterrichten. Die Bundesregierung wird dann 
über weitere Schritte bis zum Ende der Legislaturperi-
ode entscheiden.

Anhang 3
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Anhang 4

Beschluss EU-Staatssekretäre zur 
Bürokratiekostenabschätzung auf 
EU-Ebene vom 8. Oktober 2007

Leitlinien zur Bürokratiekosten-
schätzung bei der EU-Gesetzgebung

1. Vorbemerkung

Die Bürokratiekostenschätzung bei Vorschlägen der 
Europäischen Kommission für EU-Rechtsetzungsakte 
ist ein wichtiger Bestandteil besserer Rechtsetzung. 
Nur durch sie kann sichergestellt werden, dass der 
Abbau von durch EU-Vorschriften verursachten 
Verwaltungslasten, der beim Frühjahrsgipfel des 
Europäischen Rates im März 2007 unter deutscher 
Präsidentschaft beschlossen wurde, eine nachhaltige 
Entlastungswirkung bringt.

Die Europäische Kommission hat sich im März 2006 
verpfl ichtet, bei allen Vorhaben, die wahrscheinlich 
mit spürbaren („signifi cant“) Verwaltungslasten 
verbunden sind, im Rahmen ihrer Folgenabschät-
zungen eine Bürokratiekostenschätzung vorzuneh-
men (Abschnitt 10 des Anhangs der „Commission 
Guidelines on Impact Assessment“). Sie kommt dieser 
Verpfl ichtung bisher aber nicht in allen Fällen ausrei-
chend nach.

Angesichts dieser Defi zite und mit Blick auf die 
Bedeutung der Bürokratiekosten in der nationalen 
und der EU-Gesetzgebung müssen alle Ressorts, die 
mit EU-Gesetzgebungsvorhaben befasst sind, diesen 
Aspekt systematisch prüfen und in die Verhandlungen 
in Brüssel einbeziehen1.

Dies soll durch die im Beschlussvorschlag dargestell-
ten Maßnahmen sichergestellt werden.

1 Vgl. Kabinettbeschluss vom 25. April 2006: „Bereits im Stadium 
der Verhandlung von neuem EU-Recht [sollen] Bürokratiekosten 
möglichst ermittelt und die Ergebnisse der Kommission zur 
Verfügung gestellt werden“.

2. Beschlussvorschlag

1. Das federführende Ressort nutzt die ihm zur Ver-
fügung stehenden Möglichkeiten im Vorfeld eines 
Legislativvorschlags der Kommission (zum Beispiel im 
Rahmen von Konsultationen, Mitwirkung bei Fol-
genabschätzungen), um gegenüber der Kommission 
darauf hinzuwirken, dass diese die Bürokratiekosten 
prüft und in allen geeigneten Fällen eine Bürokratie-
kostenschätzung vornimmt. 

2. Das federführende Ressort prüft nach Vorlage 
eines Legislativvorschlags der Kommission, ob eine 
plausible und nachvollziehbare Bürokratiekosten-
schätzung vorgenommen wurde. Es bezieht das 
Ergebnis seiner Prüfung, die unter Einbeziehung des 
NKR erfolgt, in Ergänzung zu der nach § 74 Abs. 3 GGO 
durchzuführenden Prüfung in die umfassende Bewer-
tung für den Deutschen Bundestag gemäß I.5 BBV 
ein2. Eine eventuelle Stellungnahme des Nationalen 
Normenkontrollrats fügt das Ressort der umfassenden 
Bewertung bei.

3. Bei fehlender oder unzureichender Bürokratiekos-
tenschätzung soll in den Ratsgremien (Ratsarbeits-
gruppen, AStV) die Durchführung durch die Kom-
mission nachdrücklich eingefordert werden. Bei der 
AStV-Weisungsgebung fi ndet dieser Punkt besondere 
Berücksichtigung. 

4. Das federführende Ressort wirbt um Unter-
stützung anderer Mitgliedstaaten bei der Einfor-
derung einer plausiblen und nachvollziehbaren 
Bürokratiekostenschätzung. 

5. In Fällen mit voraussichtlich signifi kanten Verwal-
tungslasten, in denen die Kommission keine plausible 
und nachvollziehbare Bürokratiekostenschätzung 

2 S. § 4 Abs. 1 Gesetz zur Einrichtung eines Nationalen 
Normenkontrollrates vom 14. August 2006: „Auf die Einhaltung 
der Grundsätze der standardisierten Bürokratiekostenmessung 
im Sinne des § 2 Abs. 2 können überprüft werden: [. . .] 
4. Vorarbeiten zu Rechtsakten (Rahmenbeschlüssen, 
Beschlüssen, Übereinkommen und den diesbezüglichen Durch-
führungsmaßnahmen) der Europäischen Union und zu Verord-
nungen, Richtlinien und Entscheidungen der Europäischen 
Gemeinschaft, . . .“
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vorgenommen hat und auch entsprechenden Forde-
rungen in den Ratsgremien nicht nachkommt, führt 
das federführende Ressort entsprechend den ihm 
zur Verfügung stehenden Möglichkeiten eine eigene 
Schätzung der auf Deutschland bezogenen Bürokra-
tiekosten durch. Das Ergebnis bringt das Ressort in 
die weiteren Beratungen des Legislativvorschlags ein, 
um dadurch die Forderung nach einer umfassenden 
EU-weiten Bürokratiekostenschätzung durch die Kom-
mission zu untermauern und weiter zu verfolgen.

Die Vorgaben des „Leitfadens für die ex ante Abschät-
zung der Bürokratiekosten nach dem Standard-
kosten-Modell (SKM)“ der Bundesregierung fi nden 
entsprechende Anwendung. Das federführende 
Ressort übermittelt das Ergebnis sowie die Berech-
nungsgrundlage der Bürokratiekostenschätzung an 
den Nationalen Normenkontrollrat.

6. Das BMWi verfolgt die Entwicklung auf Grund-
lage der Unterrichtung des Deutschen Bundestages. 
Die Geschäftsstelle Bürokratieabbau und das BMWi 
berichten den Europa-Staatssekretären und dem 
Nationalen Normenkontrollrat halbjährlich über die 
Ergebnisse.
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Weiterführende Literatur:

Handbuch der Bundesregierung zur Ermittlung und 
Reduzierung der durch bundesstaatliche Informati-
onspfl ichten verursachten Bürokratielasten (Metho-
denhandbuch), Version 1, August 2006

Leitfaden für die ex ante Abschätzung der Bürokratie-
kosten nach dem Standardkosten-Modell (SKM), Mai 
2007

Das Standard-Kostenmodell – Konzept zur Defi nition 
und Quantifi zierung des Verwaltungsaufwandes für 
Unternehmen durch staatliche Regulierung, 
Charité, D. et al. (internationale Arbeitsgruppe),
Mai 2000

Kostenbewusstsein stärken – Für eine bessere 
Gesetzgebung, Jahresbericht des Nationalen Nor-
menkontrollrates gemäß § 6 Abs. 2 des Gesetzes zur 
Einrichtung eines Nationalen Normenkontrollrates, 
September 2007

Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD „Gemein-
sam für Deutschland. Mit Mut und Menschlichkeit“, 
11. November 2005

Programm Bürokratieabbau und bessere Recht-
setzung, Beschluss des Bundeskabinetts vom 
25. April 2006 

Leitlinien zur Bürokratiekostenschätzung bei der EU-
Gesetzgebung in der von den EU-Staatssekretären am 
8. Oktober 2007 beschlossenen Fassung 

Weiterführende Literatur 
und Links

Weiterführende Links:

www.bundesregierung.de/buerokratieabbau

www.bundesregierung.de/informationspfl ichten

www.normenkontrollrat.bund.de

www.gesetze-im-internet.de
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Abkürzungen 

AA Auswärtiges Amt

ABBA  Automatisierte Beihilfe-Bearbeitung mit 

Arbeitsplatzcomputern

AES Automated Export System

ALG II Arbeitslosengeld II

AStV Ausschuss der Ständigen Vertreter

ATLAS  Automatisiertes Tarif- und Lokales Zoll-

Abwicklungssystem

BAA Bundesausgleichsamt

BAFin  Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht

BAG Bundesamt für Güterverkehr

BAMF Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

BBV Bundestag-Bundesregierung-

Vereinbarung

BK Bundeskanzleramt

BKA Bundeskriminalamt

BKM  Beauftragter der Bundesregierung für 

Kultur und Medien

BMAS Bundesministerium für Arbeit und 

Soziales

BMBF Bundesministerium für Bildung und 

Forschung

BMELV  Bundesministerium für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

BMF Bundesministerium der Finanzen

BMFSFJ Bundesministerium für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend

BMG Bundesministerium für Gesundheit

BMI Bundesministerium des Innern

BMJ Bundesministerium der Justiz

BMU  Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit

BMVBS Bundesministerium für Verkehr, Bau und 

Stadtentwicklung

BMVg Bundesministerium der Verteidigung

BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und 

Technologie

BMZ  Bundesministerium für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung

BNetzA  Bundesnetzagentur für Elektrizität, 

Gas, Telekommunikation, Post und 

Eisenbahnen

Abkürzungsverzeichnis

BPA  Presse- und Informationsamt der 

Bundesregierung

BReg Bundesregierung

BSE Bovine spongiforme Enzephalopathie

BT Deutscher Bundestag

BVA Bundesverwaltungsamt

CASH  Classifi catiesystem administratieve

standaard handelingen (Classifi cation 

System of Administrative Activities) 

CE CommunautésEuropéenes

ChefBK Chef des Bundeskanzleramtes

CIRCA  Communication & Information Resource 

Administrator

DMP Disease-Management-Programme

DPMA Deutsches Patent- und Markenamt

DRG Diagnoses Related Groups

EDV elektronische Datenverarbeitung

EG Europäische Gemeinschaft

ELENA  Elektronischer 

Einkommenssteuernachweis

ELSTER elektronische Steuererklärung

EU Europäische Union

EUDAMED European Database on Medical Devices

EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

EZT Elektronischer Zolltarif

G-BA Gemeinsamer Bundesausschuss

GGO  Gemeinsame Geschäftsordnung der 

Bundesministerien

GKV Gesetzliche Krankenversicherung

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung

HIT-Datenbank  Herkunftssicherungs- und 

Informationssystem für Tiere

HRS Bw Hotel Reservation Service Bundeswehr

HZA Hauptzollamt

IDEV Internet-Datenerhebung im Verbund

IMK Innenministerkonferenz

InVeKoS  Integriertes Verwaltungs- und 

Kontrollsystem

IP Informationspfl icht

IT Informationstechnik

KBA Kraftfahrt-Bundesamt

KBSt Koordinierungs- und Beratungsstelle der 

Bundesregierung für Informationstechnik 

in der Bundesverwaltung im Bundes-

ministerium des Innern

KBV Kassenärztliche Bundesvereinigung
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KLR Kosten- und Leistungsrechnung

KMU  kleine und mittelständische 

Unternehmen

LBA Luftfahrt-Bundesamt

MdB Mitglied des Bundestages

MDK  Medizinischer Dienst der Krankenver-

sicherung

Mio. Millionen

MPK Ministerpräsidentenkonferenz

Mrd. Milliarden

NKR Nationaler Normenkontrollrat

OECD  Organisation for Economic Cooperation 

and Development (Organisation für 

wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung)

PE Stärke Produktionserstattung Stärke

profi  Projektförderungs-Informationssystem

SKM Standardkosten-Modell

TMS Bw Travel Management Systems Bundeswehr

VdF Vertreter des Finanzinteresses

V-Fall Verteidigungsfall

WTO/GPA  World Trade Organization/Agreement on 

Government Procurement

XML Extensible Markup Language

XÖV-Prozesse  Standardisierte Datenaustauschformate 

für die öffentliche Verwaltung auf Basis 

von XML

ZA zugelassener Ausführer

Abkürzungen von Rechtsnormen

AbfAblV  Verordnung über die umweltverträgliche 

Ablagerung von Siedlungsabfällen (Abfall-

ablagerungsverordnung)

AEntGMeldV  Verordnung über Meldepfl ichten nach 

dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz 

(Arbeitnehmer-Entsendegesetz-

Meldeverordnung)

AHStatGes  Gesetz über die Statistik des grenzüber-

schreitenden Warenverkehrs (Außenhan-

delsstatistikgesetz)

AltholzV  Verordnung über Anforderungen an die 

Verwertung und Beseitigung von Altholz 

(Altholzverordnung)

AltZertG  Gesetz über die Zertifi zierung 

von Altersvorsorgeverträgen 

(Altersvorsorgeverträge- 

Zertifi zierungsgesetz)

AMPreisV Arzneimittelpreisverordnung

AMVV  Verordnung über die Verschreibungs-

pfl icht von Arzneimitteln (Arzneimittelver-

schreibungsverordnung)

ÄndG Änderungsgesetz

AP-mDBPOL  Verordnung über die Ausbildung und 

Prüfung für den mittleren Polizeivollzugs-

dienst in der Bundespolizei

ASiG  Gesetz über Betriebsärzte, 

Sicherheitsingenieure und andere 

Fachkräfte für Arbeitssicherheit

AVVDüB  Allgemeine Verwaltungsvorschrift 

Datenübermittlung 

Lebensmittelüberwachung

AWV 1986  Verordnung zur Durchführung des 

Außenwirtschaftsgesetzes (Außenwirt-

schafts ver ordnung)

BAföG Bundesausbildungsförderungsgesetz

BBiG Berufsbildungsgesetz

BDSG Bundesdatenschutzgesetz

BedGgstV Bedarfsgegenständeverordnung

BefBezG  Gesetz über befriedete Bezirke für 

Verfassungsorgane des Bundes

BeherbStatG  Gesetz zur Neuordnung der Statistik über 

die Beherbergung im Reiseverkehr (Be her-

bergungsstatistikgesetz)

BeschG  Gesetz über die Prüfung und Zulassung 

von Feuerwaffen, Böllern, Geräten, bei 

denen zum Antrieb Munition verwendet 

wird, sowie von Munition und sonstigen 

Waffen (Beschussgesetz)

BetrSichV  Verordnung über Sicherheit und 

Gesundheitsschutz bei der Bereitstellung 

von Arbeitsmitteln und deren Benutzung 

bei der Arbeit, über Sicherheit beim 

Betrieb überwachungsbedürftiger 

Anlagen und über die Organisation des 

betrieblichen Arbeitsschutzes (Betriebs-

sicherheitsverordnung) 

BGSG Gesetz über den Bundesgrenzschutz

BGV A2  Unfallverhütungsvorschrift Betriebsärzte 

und Fachkräfte für Arbeitssicherheit

BHO Bundeshaushaltsordnung

BImSchG  Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Luftverunreinigungen, 

Geräusche, Erschütterungen und 

ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissions-

schutzgesetz)

BImSchV  Verordnung zur Durchführung des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(Verordnung über Emissionserklärungen)

BNatSchG  Gesetz über Naturschutz und Land schafts-

pfl ege (Bundesnaturschutz gesetz)

BtMG   Gesetz über den Verkehr 

mit Betäubungsmitteln 

(Betäubungsmittelgesetz)

BtMVV   Verordnung über das Verschreiben, 

die Abgabe und den Nachweis des 

Verbleibs von Betäubungsmitteln 

(Betäubungsmittel-Verschreibungsver-

ordnung)

BVFG  Gesetz über die Angelegenheiten der 

Vertriebenen und Flüchtlinge

(Bundesvertriebenengesetz)

DepV  Verordnung über Deponien und Lang-

zeitlager (Deponieverordnung)

DepVerwV  Verordnung über die Verwertung von 

Abfällen auf Deponien über Tage

(Deponieverwertungsverordnung)

DEÜV  Verordnung über die Erfassung und 

Übermittlung von Daten für die Träger 
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der Sozialversicherung (Datenerfassungs- 

und -übermittlungsverordnung)

DIKonjStatG  Gesetz über konjunkturstatistische Erhe-

bungen in bestimmten Dienstleistungs-

bereichen (Dienstleistungs konjunktur-

statistik gesetz)

DIMDI-Verordnung  Verordnung über das datenbankgestüt zte 

Informationssystem über Medizinpro-

dukte des Deutschen Instituts für Medizi-

nische Dokumentation und Information 

(DIM-DI-Verordnung – DIMDIV)

DIStatG  Gesetz über Statistiken im 

Dienstleistungsbereich (Dienstleistungs-

statistikgesetz)

DV Durchführungsverordnung

EHUG  Gesetz über elektronische Handelsre-

gister und Genossenschaftsregister sowie 

das Unternehmensregister

EStDV 1955  Einkommensteuer-Durchführungs-

verordnung

EStG Einkommensteuergesetz

GastG Gaststättengesetz

G-BA Gemeinsamer Bundesausschuss

GBO Grundbuchordnung

GewO Gewerbeordnung

GewStG Gewerbesteuergesetz

GKV-WSG  Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs in 

der gesetzlichen Krankenversicherung

GOÄ Gebührenordnung für Ärzte

GOZ Gebührenordnung für Zahnärzte

GWB  Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen

HdlStatG  Gesetz über die Statistik im Handel und 

Gastgewerbe (Handelsstatistikgesetz)

HG  Gesetz über die Feststellung des Bundes-

haushaltsplans

HGB Handelsgesetzbuch

HGrG  Gesetz über die Grundsätze des Haushalts-

rechts des Bundes und der Länder (Haus-

haltsgrundsätzegesetz)

HwStatG  Gesetz über Statistiken im Handwerk 

(Handwerkstatistikgesetz)

IFG  Gesetz zur Regelung des Zugangs zu 

Informationen des Bundes

IfSG  Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung 

von Infektionskrankheiten beim 

Menschen (Infektionsschutzgesetz)

IntV  Verordnung über die Durchführung von 

Integrationskursen für Ausländer und 

Spätaussiedler (Integrationskursverord-

nung)

KHEntgG  Gesetz über die Entgelte für voll- und teil-

stationäre Krankenhausleistungen (Kran-

kenhausentgeltgesetz)

KoStrukStatG  Gesetz über Kostenstrukturstatistik

KraftStDV  Kraftfahrzeugsteuer-

Durchführungsverordnung

KStG Körperschaftsteuergesetz

LFGB  Lebensmittel-, Bedarfsgegenstände- und 

Futtermittelgesetzbuch (Lebensmittel- 

und Futtermittelgesetzbuch)

LuftSiZÜV  Luftsicherheits-Zuverlässigkeitsüberprü-

fungsverordnung

MEG Mittelstand-Entlastungs-Gesetz

MPG-TSE-VO  Verordnung über grundlegende Anfor-

derungen bei Medizinprodukten zum 

Schutze vor TSE (transmissible spongi-

forme Enzephalopathien)

MRRG Melderechtsrahmengesetz

MuSchArbV  Verordnung zum Schutze der Mütter am 

Arbeitsplatz

NKRG  Gesetz über die Einsetzung des 

Nationalen Normenkontrollrates

PersStdG Personenstandsgesetz

PreisStatG Gesetz über die Preisstatistik

ProdGewStatG  Gesetz über die Statistik im 

Produzierenden Gewerbe

PTSG  Gesetz zur Sicherstellung des Postwesens 

und der Telekommunikation (Post- und 

Te le kommunikationssicherstellungs-

gesetz)

RL Richtlinie

RohStoffStatG  Gesetz zur Neuordnung der Statistiken 

der Rohstoff- und Produktionswirtschaft 

einzelner Wirtschaftszweige (Rohstoff-

statistikgesetz)

RSAV  Verordnung über das Verfahren zum 

Risikostrukturausgleich in der gesetzlichen 

Krankenversicherung (Risikostruktur-

Ausgleichsverordnung)

SchKG  Gesetz zur Vermeidung und Bewältigung 

von Schwangerschaftskonfl ikten

SchwarzArbG  Gesetz zur Bekämpfung der 

Schwarzarbeit und illegalen 

Beschäftigung (Schwarzarbeitsbekämpf-

ungsgesetz)

SGB Sozialgesetzbuch

SGBWehrPfl V  Verordnung über die Übertragung von 

Aufgaben der Wehrersatzbehörde bei der 

Wehrüberwachung von Wehrpfl ichtigen 

auf die See-Berufsgenossenschaft

StVG Straßenverkehrsgesetz

StVO  Verordnung über das Verhalten im 

Straßenverkehr (Straßenverkehrs-

Ordnung)

TÄHAV  Verordnung über tierärztliche 

Hausapotheken

UGB Umweltgesetzbuch

UmwStG Umwandlungssteuergesetz

UStDV  Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung

UStG Umsatzsteuergesetz

VAG  Gesetz über die Beaufsichtigung der Ver-

sicherungsunternehmen (Versicherungs-

aufsichtsgesetz)

VerdStatG  Gesetz über die Statistik der Verdienste 

und Arbeitskosten (Verdienststatistik-

gesetz)

VerpackV  Verordnung über die Vermeidung und 

Verwertung von Verpackungsabfällen 
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(Verpackungsverordnung)

VersStG Versicherungsteuergesetz

VgV  Verordnung über die Vergabe öffentlicher 

Aufträge (Vergabeverordnung)

ViehFlG  Gesetz über den Verkehr mit Vieh und 

Fleisch (Vieh- und Fleischgesetz)

ViehVerkV  Verordnung zum Schutz gegen die 

Verschleppung von Tierseuchen im 

Viehverkehr (Viehverkehrsverordnung)

VOB/A  Vergabe- und Vertragsordnung für 

Bauleistungen – Teil A

VOL / VOF  Verdingungsordnung für Leistungen/

Verdingungsordnung für freiberufl iche 

Leistungen

VSF  Vorschriftensammlung der Bundesfi nanz-

verwaltung

WPBHV  Verordnung über die Berufshaftpfl icht-

versicherung der Wirtschaftsprüfer 

und der vereidigten Buchprüfer 

(Wirtschaftsprüfer-Berufshaftpfl icht-

versicherungsverordnung)

WpHG Gesetz über den Wertpapierhandel

ZerlG  Zerlegungsgesetz

ZuV 2012  Verordnung über die Zuteilung von 

Treibhausgas-Emissionsberechtigungen 

in der Zuteilungsperiode 2008 bis 2012 

(Zuteilungsverordnung 2012)
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Stellungnahme des Nationalen 
Normenkontrollrates 

1. Einleitung

Die Bundesregierung erstattet dem Deutschen Bundestag
gemäß § 7 des Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen
Normenkontrollrates (NKR-Gesetz) jährlich einen Be-
richt über die Erfahrungen mit der angewandten Metho-
dik zur standardisierten Bürokratiekostenmessung, den
Stand des Bürokratiekostenabbaus in den einzelnen Mi-
nisterien und die aktuelle Prognose, ob die von der Bun-
desregierung festgelegten Ziele innerhalb des angegebe-
nen Zeitraums erreicht werden. 

Der Nationale Normenkontrollrat nimmt hiermit gemäß
§ 4 Abs. 3 NKR-Gesetz zu dem jährlichen Bericht der
Bundesregierung Stellung zu der Frage, �inwieweit das
von der Bundesregierung gesetzte Ziel erreicht worden
ist�.

2. Stellungnahme zu den im Bericht der 
Bundesregierung dargestellten 
bisherigen Maßnahmen

Die Bundesregierung hat seit Beginn des Programms
�Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung� wichtige
Voraussetzungen zur Erreichung des im Februar be-
schlossenen Abbauziels geschaffen. So haben die Bun-
desministerien die im Bundesrecht enthaltenen Informa-
tionspflichten im 2. Halbjahr 2006 identifiziert und an das
Statistische Bundesamt zur Messung der damit verbunde-
nen bürokratischen Belastung weitergeleitet.

Eine qualitativ hochwertige Bestandsmessung ist Grund-
voraussetzung zur Erreichung des Abbauziels. Sie liefert
die Ausgangsbasis für das weitere Vorgehen. Die Ver-
wirklichung des gesetzten Ziels sowie die Kontrolle der
Zielerreichung sind ohne gesicherte Datenbasis nicht
möglich. Deshalb müssen die Ergebnisse der Bestands-
messung hohen Qualitätsansprüchen genügen. Der Rat
hält es daher für richtig, dass die Bundesregierung einige,
allerdings begrenzte Verzögerungen gegenüber der ur-
sprünglichen Zeitplanung in Kauf genommen hat, um die
Qualität der Ergebnisse zu sichern.

Die nunmehr vorgelegten Zwischenergebnisse zur Be-
standsmessung haben aus Sicht des Rates insgesamt eine
gute Qualität erreicht und bilden eine geeignete Grund-
lage zur Identifikation von Abbaupotentialen. Es ist je-
doch anzumerken, dass der dargestellte Zwischenstand
der Messergebnisse in Höhe von 27 Mrd. Euro noch nicht
die vollständige Belastung der Wirtschaft widerspiegelt.
So wird die Messung des unmittelbar geltenden EU-
Rechts � auch unter Berücksichtigung des laufenden Pro-
zesses auf EU-Ebene � erst Mitte 2008 abgeschlossen
sein. Darüber hinaus dürften auch in den noch bis zum
Jahresende zu messenden 5 500 Informationspflichten
nicht unerhebliche bürokratische Belastungen enthalten
sein. Zudem sind einige Teile des Bundesrechts � z. B. im
Bereich der Sozialversicherungsträger � noch nicht von
der Bestandsmessung erfasst. 

Weiterhin sind noch methodische Fragen der Einbezie-
hung gesetzlich verursachter unternehmensinterner Infor-
mationspflichten sowie Verpflichtungen zur laufenden
Buchführung und Inventur zu klären. Letztere sind vor al-
lem wegen der damit verbundenen Belastungen von Rele-
vanz für den Gesamtprozess.

Schließlich müssen sukzessive auch diejenigen Regelun-
gen erfasst werden, die zu Beginn der Bestandsmessung
noch keine zwei Jahre in Kraft waren und damit zunächst
nicht Gegenstand der Bestandsmessung waren.

Der Bericht der Bundesregierung betont zu Recht, dass
eine Schlussfolgerung auf die Gesamtkosten derzeit noch
nicht möglich ist. Die Bestandsmessung sollte daher zü-
gig abgeschlossen werden. Insbesondere ist es erforder-
lich, noch in 2007 die Messung des Bundesrechts ein-
schließlich des national umgesetzten europäischen Rechts
zum Abschluss zu bringen.

Auch ein Vergleich mit Ergebnissen anderer SKM-An-
wenderstaaten (SKM: Standardkosten-Modell) ist nicht
ohne weiteres möglich, da zum Teil erhebliche Unter-
schiede bei der Quantifizierung der Informationspflichten
bestehen. So haben einige Staaten � anders als Deutsch-
land � Gemeinkosten in Höhe von bis zu 50 Prozent auf-
geschlagen. Auch sind dort oftmals sog. Sowieso-Kosten,
d. h. Kosten, die den Unternehmen auch ohne gesetzliche
Verpflichtung aus eigenem Interesse entstehen würden,
nicht erfasst worden.

3. Stellungnahme zur Konkretisierung des 
Abbauziels und zur geplanten weiteren 
Umsetzung des Programms �Bürokratie-
abbau und bessere Rechtsetzung�

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht einige Punkte
benannt, die aus Sicht des Rates von wesentlicher Bedeu-
tung für die erfolgreiche Umsetzung des Programms sind.
Hierzu zählen insbesondere:

Beachtung des Abbauziels bei neuen Vorhaben

Der Rat begrüßt ausdrücklich die Absicht der Bundesre-
gierung, das Ziel der nachhaltigen Entlastung von Büro-
kratiekosten auch unter Einbeziehung neuer Gesetzesvor-
haben zu unterstützen. Dazu wird sie eine jährliche Bilanz
der bürokratischen Be- und Entlastungen auf Grundlage
der Ex-ante-Schätzungen der Ressorts sowie der sich an-
schließenden SKM-Messungen erstellen. Die Einbezie-
hung neuer Vorhaben ist aus Sicht des Rates unerlässlich,
um eine nachhaltige und spürbare Kostenreduktion für
Bürger, Wirtschaft und Verwaltung zu erreichen. 

Der Rat geht daher davon aus, dass die Bundesregierung
bei Zielerreichung die Auswirkungen neuer Vorhaben be-
rücksichtigt (sog. Nettoziel). Nur so ist eine nachhaltige
Entlastung von Bürokratiekosten zu erreichen. Dieses
Verständnis des gesetzten Abbauzieles von 25 Prozent als
�Nettoziel� sollte ausdrücklich bestätigt werden. 
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Zwischenziele

Der Bundesregierung ist zuzustimmen, dass das ange-
strebte Ziel, unnötige Bürokratiekosten bis 2011 um 25
Prozent zu verringern, Zwischenziele erfordert. Der Rat
begrüßt daher die Festlegung, bis Ende 2009 � also bis
zum Ende dieser Legislaturperiode � �in etwa die Hälfte�
des angestrebten Ziels erreichen zu wollen. Dieses Zwi-
schenziel kann aber nur erreicht werden, wenn zügig mit
Identifizierung und Umsetzung konkreter Abbaumaßnah-
men begonnen wird.

Ressortspezifische Ziele und Abbaupläne

Der Bericht enthält eine Reihe bereits seit Beginn der Le-
gislaturperiode umgesetzter Abbaumaßnahmen. Darüber
hinaus haben einige Ressorts auch geplante Abbaumaß-
nahmen aufgeführt. In der Summe entlasten diese Maß-
nahmen � soweit sie bereits quantifiziert wurden � nach
Schätzung der Bundesregierung die Wirtschaft um rund
2,6 Mrd. Euro (vgl. Anlage 2 des Berichts der Bundesre-
gierung). 

Der Bericht enthält jedoch noch keinen klaren Fahrplan,
wann welche Maßnahmen beschlossen und umgesetzt
werden sollen. Aus Sicht des Rates bietet es sich an, die-
sen Fahrplan im Rahmen des für Frühjahr 2008 in Aussicht
genommenen Zwischenberichts des Staatssekretärsaus-
schusses Bürokratieabbau vorzulegen. Bis dahin sollten
die vorgesehenen Abbaumaßnahmen möglichst vollstän-
dig quantifiziert werden. Anzustreben ist in diesem Zu-
sammenhang auch die Festlegung spezifischer Abbau-
ziele durch die Ressorts.

Spürbare Entlastungsmaßnahmen beschließen 

Um einen spürbaren Abbau bürokratischer Belastungen
für die Wirtschaft zu erreichen, ist es erforderlich, nicht
nur die großen gesamtwirtschaftlichen Kostenpositionen,
sondern auch die für einzelne Unternehmen besonders be-
lastenden Informationspflichten zu betrachten. Der Rat
begrüßt daher die Absicht der Bundesregierung, auch die
Informationspflichten, die vorrangig bestimmte Bran-
chen, Unternehmensarten oder Situationen belasten, auf
ihr Vereinfachungspotential hin zu untersuchen. Dabei ist
ein systematisches Vorgehen erforderlich, das neben der
Identifizierung weiterer Entlastungsmaßnahmen vor al-

lem die Rückkopplung gesamtwirtschaftlicher Effekte
von Abbaumaßnahmen der Bundesregierung mit der
Wahrnehmung beim einzelnen Unternehmen ermöglicht.
Auf diese Weise wird die Spürbarkeit des Regierungspro-
gramms für das einzelne Unternehmen sichergestellt.

Bürger und Verwaltung entlasten

Der Rat unterstützt die Bundesregierung in ihrem Vorha-
ben, gemeinsam mit allen Trägern öffentlicher Aufgaben
eine Strategie zum Abbau der bürokratischen Belastung
der Bürger und in einem weiteren Schritt auch der Ver-
waltung zu entwickeln. Der Rat geht davon aus, dass �
bis zur Vorlage des Berichts Ostern 2008 ein Konzept er-
arbeitet wird, in dem die noch offenen methodischen Fra-
gen geklärt werden und ein Zeitplan für das weitere Vor-
gehen festgelegt wird.

Aktion Bürokratieabbau

Um nachhaltige Entlastungen zu erreichen, sind alle Be-
teiligten gefordert, sich aktiv mit eigenen Maßnahmen
einzubringen. Der Rat begrüßt daher, dass die Bundesre-
gierung in einem ersten Schritt den Dialog mit Ländern,
Kommunen, Unternehmen und sonstigen Interessenträ-
gern aufgenommen hat. Die Bundesregierung sollte künf-
tig verstärkt darauf hinwirken, dass sämtliche Verantwort-
lichen � Länder, Kommunen, Sozialversicherungsträger,
Selbstverwaltungskörperschaften und andere öffentliche
Körperschaften � sich zu einer �Aktion Bürokratieabbau�
zusammenschließen, um gemeinsam das Programm der
Bundesregierung zeitnah mit Maßnahmen im eigenen
Verantwortungsbereich zu ergänzen.

4. Fazit
Die im Bericht dargestellten Maßnahmen der Bundesre-
gierung stellen � im Bereich der Bestandsmessung und
insbesondere auch im Ex-ante-Verfahren � eine gute
Grundlage dar, um substanzielle Erleichterungen für Bür-
ger, Wirtschaft und Verwaltung zu erreichen. Der Rat
möchte die Bundesregierung ermutigen, ihre Arbeit an
der Umsetzung des Programms Bürokratieabbau und bes-
sere Rechtsetzung im kommenden Jahr weiter zu intensi-
vieren, insbesondere durch Festlegung und Umsetzung
konkreter Abbaumaßnahmen.





Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83�91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44

ISSN 0722-8333


	Inhaltsverzeichnis
	A Einleitung
	B Organisation und Zusammenwirken der beteiligten Ebenen
	C Ermittlung der Bürokratie kosten nach dem Standardkosten-Modell
	D Reduzierung bürokratischer Belastungen
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anhang 1
	Anhang 2
	Anhang 3
	Anhang 4
	Weiterführende Literatur und Links
	Abkürzungsverzeichnis
	Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates


